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Bebauungsplan "Buschweg" im Stadtteil Semd - Abwägung der
Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden sowie anerkannter
Naturschutzvereinigungen

Beschlussvorschlag:

Über die eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie der anerkannten Naturschutzvereinigungen i.V.m. § 13b BauGB wird
gemäß der beigefügten Anlage beschlossen.

Anlagen

Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden gem. § 4(2) sowie der anerkannten
Naturschutzvereinigungen i.V.m. § 13 b BauGB



-2-

Begründung:

Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie der anerkannten
Naturschutzvereinigungen erfolgte mit Schreiben vom 26.02.2019.

Die Beschlussvorschläge zur Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen sind in der Anlage
dargelegt.

Hinweis zur Beteiliauna des Ortsbeirates Umstadt

Teilplan B befindet sich in der Groß-Umstädter Gemarkung. Hierbei handelt es sich um ein
städtisches Grundstück. Eine Abstimmung mit zwei Landwirten über die Modalitäten zur Umsetzung
der erforderlichen Maßnahmen für den artenschutzrechtlichen Ausgleich hat bereits stattgefunden.
Auf dieser Grundlage wurden entsprechende Pflegeverträge ausgearbeitet, die bereits von der Stadt
unterschrieben sind.



P;M PL\AUFTRÄGE\ß6\B6_086\Verfahren\Trägefbetei«gung_§ 4_Ab3_2\20200220_Be8Chlüsse_TÖB_Pe600864>.doo / 20,02.2020Stadt Groß-Umstadt O:
Bebauungsplan „Buschweg"

Abwägung der SteHungnahmen aus der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) sowie derjanerkannten
Naturschutzvereinigungen i.V.m. 13b BauGB:

■

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB sowie der anerkannten Naturschutzverelnlgungei^^^
erfolgte mit Schreiben vom 26.02.2019 und der Bitte um Stellungnahme Innerhalb eines Monats.

Die Beschlussvorschläge zur Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen sind In der nachfolgenden Aufstellung dargelegt:

A  Stellungnahmen ohne Anregungen;

o  Fraport AG, Frankfurt am Main (Schreiben vom 07.03.2019)
o  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn (Schreiben vom 27.02.2019)
o Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, Hofheim am Taunus (E-Maii vom 05.03.2019)
o Wasserverband Gersprenzgebiet, Erbach (Schreiben vom 26.02.2019)
o Amprion GmbH, Dortmund (E-Maii vom 08.03.2019)
o Open Grid Europe GmbH, Essen (E-Maii vom 11.03.2019)
o  PLEdoc GmbH, Essen (E-Mail vom 11.03.2019)
o  Landesjagdverband Hessen e. V., Bad Nauheim (Schreiben vom 13.03.2019)

B  Keine Stellungnahmen abgegeben haben:

o  DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Langen
o  Landrat des Landkreises DA-DI, Darmstadt
o  Evang. Kirchenverwaltung, Darmstadt
o  Bischöfliches Ordinariat, Mainz
o  Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG Kabel, Kassel
o Verband Hessischer Fischer e. V., Wiesbaden
o Magistrat Stadt Dieburg, Dieburg.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellüngnahmen nach § 4 (2) I.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder HInweisen

Amt für Bodenmanagement Heppenheim, Mlchelstadt

Stellungnahme/ Anregung

Stellungnahme vom 19.03.2019

Beschlussfassung

Sehr ijtKthfto'DsmiC!» lind Horfon,

Tiuf Ith Bst'öff genannlcn Planiifig nel-.mcn wir «'s Trdg'er öifenlircHer Belange für die [Bsieidift
iacdsnortinu-ig naeJ-i ciem BauGB. Fiurbercinigüng OandeskulUirelle Beiangb) sowie Kalfliüär- t;n<i
VerrneosiingswRmen wie Tdlgt Sloüung:

Dia Griindslück« im Geitungsoeroißh dos Bebauungsplans sind im Privat'oigentnm Es handaU «idi
■ bsi öon AHöKjunlQirißrn um verschiedene Eigentümer, die nicht7heir>an(torln otna'rOöziehung
stehsn. Aufgrtind der GrundslücKssiluallon ist eine umfassericie Bodenordiiung eiforderiich. Die
künftig öffenSfirJmn Fiöchon sind in das Eigenliiin der Gemeinde zu übeifuhrcn. Wir empfshion zin
Regeiung der eigentümsverhäilhlsso eine Boulandumiegung nach BauGB dyrchjtufühfcn. Gänie
Beraten wir .Sle.über dieses Vetfafiren.
DeswfiitofiEft'Kahn aus unserer Siclft die Wegeflsche für die Landwinschaft enifaiicn, da im Norden
der baütjffenort'AokoiliScheh bereicMs eineWegefiache zur Sr.scWie!J\jr.sg dieser FjuisSauke
Vorhand«?; ist

Djiii'ibef'nirimtö bofttßhen keine Anregunvgftn, Einwende oder Bbdenkeri.

Wir bitten Sie, künftig ihre Planungsunterfagen on folgende Adresse zu senden;
AmnurBodenmänagcnieht Heppenhelm
Fachbereich 22

Erbacher Siraae 46
6472« MichelAfadt ' .

■  Für Rückfragen' stehe ich Ihnen gern« zur Verftsjorig. ■

Mit /reutidlfebcn GrGSen
int Auftrag

(Sßibel)

1.1

1.2

Zu 1.1

Erläuterung:
Die Stadtverordnetenversammlung hat In ihrer Sitzung am 20.09.2018 die Anord
nung der Umlegung für das Gebiet „Buschweg" beschlossen. Als Umlegungsstelle
wird der Magistrat eingesetzt.

Beschlussvorschlag:
Die Empfehlung des Amtes für Bodenmanagement Heppenheim mit Blick auf die im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen und In Privateigentum befindli
chen Grundstücke eine Baulandumlegung nach BauGB durchzuführen, wird zur
Kenntnis genommen. Die Stadtverordnetenversammlung hat diesbezüglich bereits In
ihrer Sitzung am 27.09.2018 die Anordnung einer Umlegung für das Bebauungsplan
gebiet „Buschweg" beschlossen.

Zu 1.2

Erläuterung:
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes und vor dem Hintergrund des vorge
legten städtebaulichen Konzeptes entfällt der bislang landwirtschaftlich genutzte und
asphaltierte landwirtschaftliche Weg. Um dennoch die Möglichkeit zu eröffnen, die
verbleibenden und weiterhin als Adterflächen genutzten Teilflächen der in Anspruch
genommenen Flurstücke zu bevwrtschaften, vwrd entlang der Nord- und Ostgrenze
Im Bebauungsplanentwurf eine „Fläche für die Landwirtschaft - Weg" mit einer Breite
von 4 m festgesetzt. Zwar befindet sich ca. 100 m weiter nördlich die vonseiten des
Amtes für Bedenmanagement Heppenheim angesprochene Wegeparzelle, jedoch
wrd durch die vorliegende Planung sichergestellt, dass bei entsprechendem Bedarf
neben einer Zufahrtsmöglichkelt für landwirtschaftliche Fahrzeuge entlang des Plan
gebietes diese Flächen auch als Wendeflächen genutzt werden können.

Beschiussvorschlag:
Die Anregung des Amtes für Bodenmanagement Heppenhelm, die Wegefläche für
die Landwirtschaft entfallen zu lassen, da im Norden der betroffenen Ackerflächen
bereits eine Wegefläche zur Erschließung der Flurstücke vortianden Ist, wird zur
Kenntnis genommen. An der planungsrechtlichen Schaffung einer 4 m breiten „Flä
che für die Landviflrtschaft - Weg" entlang der nördlichen und östlichen Grenze wird
jedoch festgehalten, um neben einer besseren Erschließung auch eine bessere die
Bewirtschaftung der verbleibenden Ackerflächen zu ermöglichen bzw. zu emeichen.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach §4 (2) I.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen

Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement, Darmstadt Stellungnahme vom 27.03.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Sehr geehrte Damen und Herren.

gegen den oben genannten Bebauungsplan der Stadt Groß-Umstadl. bestehen
seitens Hessen Mobil grundsätzlich keine ̂ Einv.^n<le. Die äußere verkehriiche
Erschließung des Plangebietes wird als gesldiert angesehen.

Fachlicher Hinweis: -

Gegen den Straßenbaulasttrager von klassifizierten Straßen' bestehen keine
Ansprüche airf DurchfOhrung von Schutzmaßnahmen aufgrund des BImSchG;

Mit freundlichen Grüßen

im Auftrag

2.1

GregowScheufi^

i/y

Zu 2.1

Erläuterung;
Zur Berücksichtigung des vorliegenden städtebaulichen Konzeptes wurde zwischen
zeitlich eine schalltechnische Untersuchung erstellt. Dabei wurden insbesondere die
sich durch die benachbarten Straßen Buschweg, L 3115 Groß-Umstädter Straße
aber auch die weiter entfernt liegenden Straßenabschnitte der B 45 und der L 3115
Semder Straße ergebenden Emissionen berücksichtigt. Als Ergebnis ist festzuhalten,
dass die Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete mit einem
Tageswert von 55 dB(A) innerhalb der Baufenster um mindestens -3 dB(A) unter
schritten werden. Die ermittelten Beurteilungspegel in der Nacht betragen zwischen
39 und 44 dB(A). Entsprechend wird auch der Orientierungswert der DIN 18005 für
allgemeine Wohngebiete von 45 dB(A) um mindestens -1 dB(A) unterschritten. Somit
werden It. vorliegender schalltechnlscher Untersuchung die Orientierungswerte der
DIN 18005 im gesamten Plangebiet in allen Gesc^ossebenen eingehalten.
Aufgrund der niedrigen Geräuscheinwirkungen im Piangebiet ist davon auszugehen,
dass die geringen Anforderungen an den Schallschutz bereits durch die Vorgaben
der Energieeinsparverordnung (EnEV) eingehalten werden.
Die nach EnEV einzubauenden Ausbauteile; die die Anforderungen des Wärme
schutzes erfüllen müssen, erfüllen demnach auch die Anforderungen an den Schall
schutz.

Entsprechend vwrd im vorliegenden Planentwurf von der Festsetzung aktiver oder
passiver Schallschutzmaßnahmen abgesehen. Dies auch vor dem Hintergrund, dass
die schalltechnische Untersuchung belegt, dass der Beurteilungspegel am Tag für
Außenwohnbereiche weniger als 64 dB{A) beträgt und entsprechende Maßnahmen
zum Sdiutz der Außenwohnbereiche vor dem Verkehrslärm daher nicht für erforder
lich erachtet werden.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen von Hessen Mobil, wonach gegen den Straßenbaulastträger von
klassifizierten Straßen keine Ansprüche zur Durchfühmng von Schutzmaßnahmen
des Bundes-Immissionsschützgesetzes bestünden, werden zur Kenntnis genom
men. Im Übrigen ist auf die Ergebnisse der schallschutztechnischen Untersuchung
zu verweisen, die der Begründung als Anlage beigefügt wird.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil G Stellungnahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen

Deutsche Telekom Technik GmbH, Bad Kreuznach

Stellungnahme/ Anregung

Sehr geehrte Oarhen und Herren,

die Telekom Deutschtand GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Ketzeigeirtümerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v; § 68 Abs, 1TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH
beauftragt und bei/öflmächtigt, alle Rechte und Pfifchlen der Wegesicherung wahrzunehmen
sowie alle Pianverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen
Steiiunghahrhen abzugeben.Zu dero. g. Planung nehmen wir wie'folgiStellung:

Im Planberelch befinden sichTelekommunikationslinieh der Telekom, die aus beigefügtem Pian

ersichtlich sind;

Dle'Aufwendungen dcrTelekom müssen bei der Verwirklichung des Bebauungsplans so gering
wie fhö^ich gehalten werden.

Deshalb bitter» wir, unsere Bielahge wie folgt zu berücksichtigen:

Wir bitten fpIgendeTachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen:

in allen Straßen;bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mU einer
leiturigszone in einer Breite von ca. 6,3 m für die Unterbringung der Teiekumrnunikatlonsiinien
derTeiekom vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpfianzungen ist das "Merkblatt über Baumstar»d6rte und
unterirdischeVer-und Entsofgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft flir.Straßeri-und
Verkehrswesen, Ausgabe 989; siehelnsbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten:
slchcrzustellei», dass durch die Baunipflarizungen der Bau, die Unlerhaltung und Erweiterung der
Teleli.ommunlcatibnslirileh der Telekom nicht bahliidert werden.
Zür yerWfgung mUTeiekommunikatiphsinfrsstrukiuf durch diuteieköm ist die Verlegung neuer
Teiekommunfeationsfinlen Im Plaiißeblet und außerhalb des PlangebleXs erforderlich.:

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koprdinierung mit, welche eigeneri oder Ihnen bekannten
'Maßnahmen iSritter irn:Bereich fnlgerider Straßen stattfinden werden;

Für den rechtzeitigen Ausbau desTelekommunikallonsnetzes sowie die Koordinierung mit dem-
Straßenbau oid den Baumaßnahmen der anderen leitungsträgcr Ist es notwendig, dass Beginn
und Ablauf der ErschllcßungsmaBnahmen im Debauungsplangeblet der DeutscitBO Telskom
Technik GmbH unter dem im Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, mindestens G
Monate vor Boubegimu schriftlich angezeigl weiden.

3.1

3.2

3.3

3.4

Stellungnahme vom 11.03.2019

Beschlussfassung

Zu 3.1

Erläuterung:
U. beigefügtem Kartenwerk verlaufen die Leitungen der Telekom Technik GmbH mit
Ausnahme der jeweiligen Hausanschiüsse im Wesentlichen von der Groß-Umstädter
Straße kommend Innerhalb des Buschweges bis auf Höhe des Anwesens Busch
weg 8 sowie der Lerchenstraße und dem Fasanenring bis zu den jeweiligen Anwe
sen Lerchenstraße 1 bzw. Fasanenring 35. Eine direkte Betroffenheit von Telekom-
munikatlonslinien der Deutschen Telekom Technik GmbH durch die überplanten Flä
chen ist zumindest It. vorgelegtem Kartenwerk nicht zu entnehmen. Allerdings ist im
Zusammenhang mit der Erschließung des Baugebietes durchaus eine Betroffenheit
zu attestieren. Entsprechend wird empfohlen, sich im Rahmen von Baumaßnahmen
mit dem jeweiligen Versorgungsträger bezüglich der Erschließung und der Lage der
vorhandenen Leitungen innerhalb des Baugebietes in Kenntnis zu setzen.

Beschlussvorschlag:
Der Hinweis der Deutschen Telekom Technik GmbH, wonach sich im Piangebiet Te-
iekommunikatlcnsleltungen der Telekom Technik GmbH befinden, wird zur Kenntnis
genommen. Nach Prüfung des entsprechenden Kartenwerkes ist eine Betroffenheit
vorhandener Telekommunikationslinien Im Hinblick auf die durch den Bebauungs
plan überplanten Flächen jedoch direkt nicht zu erkennen. Allerdings werden die
Ausführungen der Deutschen Telekom Technik GmbH zum Anlass genommen, ei
nen entsprechenden Hinweis in den Bebauungsplan aufzunehmen, wonach sich die
Bauausführenden vor Beginn der Baumaßnahmen bei der Deutschen Telekom
Technik GmbH über die konkrete Lage und Verlauf der vorhandenen Leitungen ein
weisen lassen. ■

Zu 3.2

Erläuterung:
Die Im Planentwurf geplanten Erschließungsstraßen weisen eine Breite von 7 m
bzw. 8 m auf. Es wrird davon ausgegangen, dass auch hier ausreichend Flächen zur
Unterbringung derTelekommunikaticnslinlen zur Verfügung stehen.

Beschlussvorschlag:
Der Hinwels der Deutschen Telekom Technik GmbH in allen Straßen und Gehwegen
geeignete und ausrechende Trassen mit einer Leitungszone In einer Breite von
0,3 m für die Unterbringung derTelekcmmunikatIcnsllnie derTelekommunikaticnsli
nlen der Telekom vorzusehen, wird für die Ausführungspianung zur Kenntnis genom
men. Ein Änderungsbedarf für die vorliegende Planung ergibt sich jedoch daraus
nicht.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellüngnahnrien nach § 4 (2) I.V.m. i3b BauGB mit Anregungen oder Hinwelsen

Deutsche Telekom Technik GmbH, Bad Kreuznach Stellungnahme vom 11.03.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Sehr geehrte pamen und Herren.

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt]' als Nettcigeniümcrin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1TKG - hat die Deutsche Telßkorn Technik GmbH
beauftragt lind bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahriunehnten
sowie olle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen'
Steilungnahrhen abzugeben. Zu der d. g. Planung nehrhen wir wie folgt Stellung;

ItTi Planberelch befinden sich Tetekommunikationslinien der Telekom, die aus beigefügtem Plan
ersichtlich sind.

Die Aufwendungen der Telekcrn müssen bei der Verv/frklichung des Bebauungsplans so gering
.wie möglich gehalten werden,

Deshalb bitten wir; unsere Belange Wie folgt zu berücksichtigen:

Wir bitten folgende fachliche Festsetzung In den Bebauung^lan aufzunehmen:

In allen Straßen bzw, Gehwegen sind geeignete und ausroIcherideTrassen mit einer
leitungszone in einer Breite von ca, 0,3 für die Unterbrlngung'def Telekommunlkatlonslinien
der Telekdrh vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen Ist das "Merkblatt über Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgurgsaniagen" der Forschungsgesellschaft fürStraSenr und
Verkehrswesen. Ausgäbe'J939;'sieh'e Insbesondere Abichnitt 3, zu beachten. VSÜr bitten
sichorzustellen, dass durch die Daumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der

Tclekommunikalionsiinlen dei Telekom nicht beljinder'. wetden.
2sf Versorgung mit Tdekonimünikationsinftastruktür tfurch die Telekom ist die Verlegung neuer
Telekpmmunikationsiinien Im Plangebiet und außerhalb des Plangebieis erforder ich.

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, iC'elche eigenen oder Ihnen bekannten

l^ßnahmcn Dfitteflm Bcrech folgender Straßen stattfinden werden.

Für den rochtzeiUgeii Ausbau des Tälekdntmunikatlnnsieizes sowie die Koord'micrung mit dem
Straßenbau und den Baumaßnahmcn der anderen Leitungstfäßerlst es notwendig d'ass Beginn

und Abiauf der Crschiießüngimaßnahmen im Bcbauungsplangebiet der Deutschei Telekom
Technik GmbH unter dem im Briefkopf genanr^ten Adresse so früh wie möglich, mindestens 6

Monate vor Baubegfnn, schriftlich angezeigt Werden.

3.4

Zu 3.3

Erläuterung;
Mit Blick auf den geringen Straßenquerschnitt von 7 m bzw. 8 m und den noch nicht
feststehenden Zufahrten und Zuwegungen zu den einzelnen Grundstücken wurde
von der Festsetzung von Straßenbäumen Innerhalb des zukünftigen Straßenraumes
abgesehen, im Rahmen der Ausführungsplanung ist dann zu prüfen, inwieweit ein
zelne Baumpfianzungen Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfiäche möglich sind. Al
lerdings sind auch Innerhalb der Privatgrundstücke Baumpflanzungen In unmittelba
rer Nachbarschaft zu den neu zu verlegenden Telekommunlkatlonslinien möglich,
sodass empfohlen wird, einen entsprechenden Hinweis auf das Merkblatt In den Be
bauungsplan aufzunehmen.

Beschlussvorschlag:
Der Hinweis der Deutschen Telekom Technik GmbH, auf das „Merkblatt über Baum-
standorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesell
schaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989 wird zum Anlass genommen,
in den Bebauungsplan einen entsprechenden Hinweis aufzunehmen.

Zu 3.4

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen der Deutschen Telekom Technik GmbH im Zusammenhang mit
einer Koordinierung der Baumaßnahmen mit dem Straßenbau und den Baumaßnah
men anderer Leitungsträger sowie der Hinweis, dass die geplanten Verkehrswege
nach Errichtung der Telekommunikations-Inffastruktur in Lage und Veriauf nicht
mehr verändert werden, werden für die anstehende Ausführungsplanung zur Kennt
nis genommen. Ein Änderungsbedarf des vorliegenden Bebauungsplanes ergibt sich
daraus nicht.

Ebenso zur Kenntnis genommen wird der Hinweis, dass für den Ausbau des Tele
kommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet die ungehinderte, unentgeltliche und
kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege möglich sein muss.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) j.V.m. 'ISb BauGB mit Anregungen oder Hinweisen

Deutsche Telekom Technik GmbH, Bad Kreuznach

Stellungnahme/ Anregung

Wir machen darauf aufrnerksam. dass aur wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des
Neubaugebletes'mit Tclekommünikationsinfrastruktur in untcrirdlscNf Bauwelse nur bei
Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie eincrausreichenden
Planun^jcherhelt mdgllch Ist.

Wir bitten daher sicherzustellen, dass

• ̂rden Ausbau des Tclekommunlkatlonsnetzcs Im Erschließungsgebiet die ungehinderte,
unehtgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege möglich
ist,

«  entsprechend 19 Abs. 1 Nr. 21 BauGB folgende fISchen als mit einem Leitungsrecht zu.
befasten festgesetzt werden und Im zweiteri Schritt eine beschränkte persönliche
Dienstbarkeit im Grundbuch zugunsten der Telekom Deutschland GmbHiSItz Bonn^ mit
folgendem WoHiaüt eingetragen wird:
"Beschränkte persönliche Dienstbarkelt für die Telekom Deutsdiland GmbH, Bonn,
bestehend In dem Recht auf Errichtung, Betrieb, Änderurig und Unterhaltung von
Telekömmuhikalionsimien, verbunden mit nmer Nutiungsbeschrähkung."

•  der Erschließungströger verpflichtet wird. In Abstimmung nnit uns Im erforderlichen
Urhfang Flächen für die Aufteilung von oberirdischen SchattgehSusen auf privaten
Grundstücken zur Verfügung zu stellen und diese durch Eintrag einer beschränkten
personlichen Dienstbarkeit zu Gunsten derTelekom Deutschland GmbH, Sitz Bonti, Im
Grundbuch kostenlos zu sichern,

«  eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lege und der Oimensionierung

der Lcit ungszoneri vorgenommen wird und.cine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen
für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschlleßungsträger erfolgt,

• die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der TK-Infrastrukiur In Lage und Verlauf
nicht mehr verändert werden.

Mit freundlichen Größer»

Jennifer Stelze!

3.4

3.5

Stellungnahme vom 11.03.2019

Beschlussfassung

Zu 3.S

Erläuterung:
Ein Erfordernis, Flächen mit Leitungsrecht Im Rahmen der Erstellung des Bebau
ungsplanes festzusetzen, wird nicht gesehen. Eine entsprechende Erschließung des
Baugebietes kann durchaus innerhalb der bestehenden bzw. geplanten öffentlichen
Verkehrsflächen erfolgen. Die Eintragung von beschränkten persönlichen Dienstbar
kelten ist deshalb ggf. lediglich auf Privatgrundstücken erforderlich. Dies betrifft auch
eine ggf. mögliche Aufstellung von oberirdischen Schaltflächen auf den privaten
Grundstücken.

Beschlussrechnung:
Die Ausführungen der Deutschen Telekcmmunikatlon Technik GmbH bezüglich der
Eintragung von Leitungsrecht bzw. einer beschränkten persönlichen Grunddienstbar
kelt Im Grundbuch bedingen keine Änderung der Planung. Im Hinblick auf die beste
henden bzw. geplanten öffentlichen Verkehrsflächen ist ausreichend Raum für die
Verlegung der erforderlichen Telekommunikatlonslinien vorhanden. Bezüglich einer
ggf. erforderlicher Aufstellung von oberirdischen Schaltgehäusen bzw. der Eintra
gung entsprechender privatrechtlicher Grunddienstbarkeiten für weitergehende Lei
tungstrassen und Hausanschlüsse ist auf die Ebene der Ausführungsplanung bzw.
der rachfolgenden Projektplanungen verwiesen werden.
Ein Änderungserfordernis der vorliegenden Bauleilplanung ergibt sich in diesem Zu
sammenhang jedoch nicht.

Seite 6 von 39



Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) I.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen

Stellungnahme vom 11.03.20193  Deutsche Telekom Technik GmbH, Bad Kreuznach

BeschlussfassungStellungnahme/ Anregung
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnähmen nach § 4 (2) IMfn. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/Anregung Beschlüssfassüng

Scltr geehrte l>aiiica und Herren.

seitens des liandkrclscs Dariiusudt-Olehurg wird in vorstehender Angelegenheit wie folgt
Stellung genommen;

Gew'Ssser und Übdenschutz

Das Vorhaben licgt innsrhalb der ̂ onc III ö eines geplanten Wassewchut^gehictcs zum Schutz
der Brunnen I-XIII des /V Diebuig. Die Muslerschulzgebieisveronlnung ist zu beachten.

Das Vorhaben liegt außerhalb eines festgeseizren Überschsvemmiirig5gcbictcs im Sinn« des
§ 46,Abs. 1 des Hessischen Wasscrgcsctzcs (HWO).

Nicdenschlagswasscr sollte In gecignctca, hällen verwertet, cmsnaK versickert, vcrncsclt oder
direkt oder über eine Kanalisation ohneVennlschung mit Schniutiwasser m ein OeWilsscr cirigc*
leitet worden, soweit dorn weder wa.4serrecbtHche, sonstige ötlentlich-rechtUche Vorschriikn
noch wiiss'erwirtschallliche tmd gesundheitliche Bclangc'cntgcgenstehen (§ 37 Abs. 4 llcssl»
sches Wksscrgcselz, § 55 Ah.<5.2 des Wasserliaushallsgcserzes).

Das im Batigebiet anfallende Niodcr.sclilagswa.sser.soll zunächst gesammelt und sodann in die
Scmmc eingeleitetwerden. Für die Eiiilcitüng des Ntcdcrsclilagswiisscrs.:In die Sernme ist eine
wasscfrochtUelic Erlaubnis beim Regieningsprtlsidiuni Darmstadl zu beantragen;

Ptlr das Hinbringen von Stoffen in das Grundwasser oder eine temporäre Förderung b/.\v. Ablei
tung von Gnindwrasscr ist eine wjisserr^'hilitdie Erlaubnis,bei der Unleren W^scrbchftrdc cin-
zufiolen.. Das entsprechende Fnrfnulur ..Ertdlung einer Hrlaubnis zur Knlnahme von Grundwas
ser" Sicht zur Vertilgung unter lmr)ä://w\vw.laüadi.do-1)aucn'Umwclt-^natnrschut/.-und-
landschaftsnflecoAvasseri^infos-iind-fonnulnrc-biml'

Für die EirtclUung von Hrdwörnicsiwidcn Jst eine ivasscrröchtlichc Erlaubnis bei der UnteVen
\Vas.scrbch5rdc des Landkreises Dannstadt-Dieburg einzuholen. Das Vorhaben liegt gem^ der
Standortbcurtciliingskarie des Hessischen l^ndeiwmies für Naturschutz, Uinvyelt lind Geologe
(IILNÜG) in einem wassenvlrwchaftlicli ungünstigen Gebiet.

Die Funktionen des .Bodens sind michhaliig zu sichern oder wiederher/usiellen.

Sliid Anhaltspunkte einer sehädlichcu Bodenveränderung bekannt oder ergeben sie sich im Zuge
von Baiimaßnahnien, ist die BtKlenschutz.behörde'unvcrzüglich zu untcrrichlcn. Die Btuiarbciten:
sind cmxusitclfcn;

4.1

4.2

4.3

4.4

Zu 4.1

Erläuterung:
Die Lage des Plangebietes Innerhalb der Zone III B eines geplanten Wasserschutz
gebietes bedingt keine Änderung der Planung, da die geplante Wohnnutzung bei Si-
cherstellung einer ordnungsgemäßen Ver- und Entsorgung l.d.R. It. Musterschutzge
bietsverordnung zulässig ist.

Beschlussvorschlag:
Der Hinweis des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dleburg, auf die
Lage des Plangebietes innerhalb der Zone III B eines geplanten Wasserschutzgebie
tes zum Schutz der Brunnen I bis XKI des Zweckverbandes Gruppenwasserwerk
Dieburg sowie der Hinweis zur Beachtung der Musterschutzgebiet werden zum An-
lass genommen, einen entsprechendes Vermerk in den Bebauungsplan aufeuneh-

Zu 4.2

Erläuterung:
Laut vorliegendem Bodengutachten sind die Flächen des Baugebietes aufgrund der
hier anstehenden LölV und Lößiehmschlchten für die Versickerung nenneswerter
Mengen an Oberflächenwasser nicht geeignet.

Besch lussvoi^chlag:
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt - Dieburg zum
Themenbereich Niederschlagswasser werden dahingehende aufgegriffen, als die Er
kenntnisse aus dem Bodengutachten Eingang in die weitere Planung finden und das
Gutachten selbst Anlage der Begründung wird. Festzustellen ist dabei u.a. dass die
Flächen des Baugebietes aufgrund der hier anstehenden Löß- und Lößlehmschich
ten für die Versickerung nenneswerter Mengen an Oberflädienwasser nicht geeignet
sind.

Zu 4.3

Erläuterung:
Inwieweit im Rahmen der einzelnen Gebäudeplanungen die Errichtung von Erdwär
mesonden oder eine temporäre Förderung bzw. Ableitung von Grundwasser vorge
sehen ist bzw. ggf. erforderlich wird, kann derzeit nicht beurteilt werden. Insoweit ist
auf die Ebene der jeweiligen Ausführungsplanung zu verweisen.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Steiiüngnahttien nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dleburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Sciir geehrte Damen xind Herren,

seitens des IjuidkrcLscs Dannstadt-Dlehurg wird in vorstehender Angelegenheit uie folgt
Stellung genommen:

Gra-ässer und Bodeiischui?.

Das Vorhaben Hegt innerhalb der Zone III ö eines geplanten Wa.sscrschutfgeb'ctcs;zum Sciiutz
der Brunnen NX1II des ZV Dieburg. Die Musler.schutv.gebieisverort1nung ist zu beachten.

Das Vorhaben Hegt außerhalb eines fesigeseizien Überschwemmungsgebietes' im Sinne des
§ 46. Abs. i des Hessischen Wasscrgcsct2cs (HWO).

Niedenschlagswasscr sollte In geeigneten Tällcn vcrwenei, ortsnab \ersickcrt, vcrrlcsclt oder
direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schniulzrvasser in"ein Gcwfis^r eilige-
leitet werden, soweit dem weder wffi«errechlliclw; sonstige ätlenilich-rechtlichc Vorschriilen
hoch wosscmirtschafUich« uiid. gcsuridLcitlicIic Belange cntgcgciisteheh (137 Abs. 4 Ilcssi-
.schesAVasscrgcsct?:, § 55 Abs.-2 des Wasserluiushaltsgesetzcs).

Das im Baugebiet antallcndc Niedcr.schlagswasscr soll zunächst 0c.sammclt und sodann in die.
!?cmme eingeleitet werden, Für die Einleitung des Nicdcrsclila'gswiissers in die Seiume ist eine
wasscrrcchlliehe Erlaubnis beim Regimingsprtisidiuni Dannsiadi zu beantragen;

|?ür das Kinbringcn von Stötten in das Grundwasser oder eine lemporürc Förderung b/.\v. Ablei
tung von Gnutdwasser ist eine wiisscrrcclilliche Erlaubnis bej der Unteren Wasscrbchftrdc ein
zuholen. Diis entsprechende Fbrmulur ..Erteilung einer Hrloubtiis zur Ehlnahtne von Grundwas
ser" steht zur Verfügung unter hltos://w\vw,ladadl.dc,'baucri-umwc!t''nüturschuty.-iiml-
laiidschat\spflepc^waskr.d,ntps-tiitd:formülarc.litnil

Für die Errichtung von Krdwämjcsohdcn ist eine tvasscrrcchtllclic Erlaubnis bei der Unteren
\Vasserl>ch8rdc des Landkreises Dannstadt-Dieburg einzuholen, Das Vorhaben licgf gemäß der
Standortbeurteilungskärte des .Hessischen l.ande!wmt<w für Naturschutz, Umvvelt iind Geologe
(IILNUG) in eliiera wa-sserM/irtschaftlich ungümstigcn Gebiet.

Die Funktionen des Bodens sind n^hlialtig ru sichern oder wicdcrherzusteKen.

Sltid Anhaltspunkte einer schfldlichen BodenverdhUerung bekannt oder.ergebeii sie sich mi Zuge
voit.ßaumaßnahnien, tsl die Bodenschutzbehörde unverzüglich zu unterrichten. Die Batiarbeitim
sind cinziLstcilcn:

Der BütHrtisihuti^chÖrde'islmitzuicileit, wcmi Materialien >*011 über bOtl tü* auFodcr in den Bo
den ciogehrvu:!« werden. Das ^sprechende FonnuJar steht zur Verfügung unter
höEst:^.!ia
einbrincen-von-tnateriaiiett

4.1

4.2

4.3

[ 4.4

4.5

Zu 4.3

Beschiussvorschlag:
Die Hinweise des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dleburg, wonach
für das Einbringen von Stoffen in das Grundwasser oder eine temporäre Förderung
bzw. Ableitung von Grundwasser einer wasserrechtllchen Erlaubnis der Unteren
Wasserbehörde bedarf und ebenso die Errichtung von Erdwärmesonden einer was
serrechtlichen Erlaubnis erfordert, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen sowie der
Hinwels, die Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichem oder wieder herzustellen.
Diesbezüglich wrd auf das bauaufsichtliche Verfahren verwiesen.

Zu 4.4

Erläuterung:
Wie In der Begründung zum Bebauungsplanentwurf bereits dargelegt, liegen Er
kenntnisse über Bodenverunreinigungen Im Piangebiet derzeit nicht vor. Darüber
hinaus beinhaltet der Bebauungsplanentwurf bereits eine MItteilungspfiicht bei Bo
denbelastungen.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Daimstadt-Dleburg, zum
Themenbereich „Schädliche Bodenverunreinigungen" führen zu keiner Änderung der
Planung, da zum einen, wie in der Begründung bereits dargelegt, Erkenntnisse über
schädliche Bodenveränderungen bzw. Anhaltspunkte diesbezüglich nicht vorliegen
und darüber hinaus der Bebauungsplanentwurf bereits eine Mitteilungspflicht bei Bo
denbelastungen beinhaltet.

Zu 4.5

Erläuterung:
Der Bebauungsplanentwurf beinhaltet bereits einen entsprechenden textlichen Hin
wels, wonach der Bodenschutzbehörde mitzuteilen Ist, wenn Materialien von über
600 m^ auf oder In den Boden eingebracht werden.

Beschlüssvorschlag:
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg, wo
nach der Bodenschutzbehörde mitzuteilen Ist, wenn Materialien von über 600 m^ auf
oder in den Boden eingebracht werden, bedingen keiner Änderung der Planung, da
ein entsprechender textlicher Hinwels bereits Bestandteil des Bebauungsplanentwur-
fes ist.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dleburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Beim Ver\\'ericit von Bodenmtuerial gilt boim Auf- und Kinbrtng'in aif oder in eine durchwur-
zeibare ßodeiJ<;chicht sowie dcrciL i-Icrstcliung die Bundcs-Bodcnschiitz- und AUlastenverord-
nung (BBodSfch\0 'in Verbindung mit der Volkugsbilfe zu § i2 BBoslSchV. Bei der Vcriv^turig.
von Rodenmaierial aulkrJialb der durchwurzclbaxen Bodenschicht wird zwischen der Herstel-'

luiig einer natürlichen Bodchfunktion und der Verweming in iecluiischcn Bauwerken urtter-
sehieden;.riier gelten die technischen Regeln der liiiiderarbeitsgenieiiischali Ablhll (LAGA), sie,
liefcm Werie hifwichtilch Vchvcrtung und Kntsörgung von Uodcmnatcrlal.

Brand- und Katastrophenseh'utz

Für.deh Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Buschweg" ist Im Orisleil Semd ist eine Lösch-
wassmnehge.von 1.600 Litern pro Minute bei 2 Bar Flieüdrock bcrcivzu stellen,'- Eine zusäilzii-
che Zufalirt für die Feuerwehr nach DIN 14090 ist herzustellen. Gunstig wäre eine Zufahrt,vori^
dem abknicjcehdcii Fasahenring zu d« neue« Rrschließungsstraßc des Wohngebietes.

Die Fordchitigch zum LöscJnvn-sserbcdarf ergeben sicli aus,§ 3 Abs. I.Nr. 4:Kwsisches Gesetzes.
Ubcr dcn Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den.Kaiasirophenschuiz; - TIBKO-, ;aus^§ 13 der
Hessischen Bauordnung (HBO) und den tcchni^hen Regein nach dem DVCiW Arbeitsblatt W
405. Die Diffcrcnzicnmg nach.der baulichen Nutzung eflblgt entsprechend § 17 der Baunut-
zungsverordiuing-BnuNVO-.

Die r.ö.scliwasscrmcnge muss für eine Lösch/eil von mindestens 2 Stunden aus dem Kffcntiichen
Wasserversorgungsnetz zur Vcrttigung stehen. Beim Einbau von Hydranten nach DIN 3221 zur
Lbäjhwassctcntiiahmc ist das DVOW-Regelwerk W 351 zu beachten. Die Hydranten sind ntit
Hinweisschildern nach DIN 4066 gul sichlbar zu kennzeichnen.

Kann die jeweils angegebene l;öschwasscriucngc vom öflentlichcn Wassctvcrsorgung-sneiz nicht
erbracht .werden und/pdcr stehen keine" unerschöpflichen Wassertiiteilen (z.B. aus offenen Gc-
wasKmj zur Verfügung, so ist der Wasservonüt durch eine andere geeignete Maßnahme
(Löschwasserteiche, Löschwasserbrunnen oder l.ösehwasserbehäitcr) sichenaisiellen.

Die Straßen sind ftir cine Aclislast von mindestens 10 i'zu bcfcstigcn und so anzulegen, daas der
liinsatz von IaIscIi- und Rcttungsfalifzcügeu olmc Schwierigkeilen müglich ist.

I

I 4.8

4.7

Zu 4.6

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg, im
Zusammenhang mit dem Verwerten von Bodenmaterlal werden zum Anlass genom
men, einen entsprecdienden textlichen Hinweis in den Bebauungsplan aufzunehmen.

Zu 4.7

Erläuterung:
Das Plangebiet kann für zwei Stunden mit 48 mVh versorgt werden (= 800 l/min).
Gemäß DVGW Arbeitsblatt W 405 dürfte die zur Verfügung stehende Löschwasser
menge von 48 mVh für die Mehrzahl der Bauvorhaben ausreichend sein.
Im Bauantragsverfahren ist jeweils zu prüfen, ob die Voraussetzungen gem. DVGW-
Arbeitsblatt W 405 erfüllt sind.

In den Fällen in denen die Voraussetzungen zur Einstufung des Bauvorhabens In die
im Arbeitsblatt gennannte Rubrik „kleine Gefahr der Brandausbreitung" nicht gege
ben sind so ist der Wasservorrat durch andere geeignete Maßnahmen wie z.B.
Löschteich, Löschwasserbrunnen oder-behälter sicherzustellen.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dleburg, wo
nach eine Löschwassermenge von 1.600 l/min. bei 2 Bar Fließdruck bereitzustellen
ist, werden zur Kenntnis genommen.
Die Erkenntnisse zur Löschwasserversorgung werden in der Begründung dargelegt.
In den Bebauungsplan wird ein textlicher Hinweis zur Sicherstellung der Löschwas
serversorgung ggf. über andere geeignete Maßnahmen v\rie bsp. Löschteich, Lösch
wasserbrunnen oder -behälter aufgenommen. Der entsprechende Nachweis ist Im
Einzelfall und auf Bauantragsebene zu erbringen.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) hV.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dleburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Beim Venvwten vojv Bodeiimfiterial gilt beim Auf- und HiHlirtngen aui" oder in eine diirchvnir-
zelbare Bodenschicht sowie deren Herstellung die ßundcs-Dödcnschutz- und Aiilastenverord-
nunu (BBodSchV) in Veitindung mit der Vollzugshille zu § 12 BBodSchV. Bei der Verwertung
vomRodemnalerial außerhalb der durchwurzeibarcn I^dcnschicht wiixL zwischen der Herstel
lung einer natörllcheii .Bqdcnfunktion und der Verwertung in lecKiiischen Bauwerken unter
schieden.Hier gelten die.techniscKen. Regeln der l.dnderarbeiisgeinetn,schafi Abtall (LAGA), sie
lieiem Werte hinsichtlich Verwertung undiBntiorgung von Bodcnmatcrlal.

Brand- uiid Kataslrophcnschufz

Für den Geltimgsbereidi ßcbauurlgsplanefi „Bu-schweg" ist im (Jnsleil Semd ist eine Lösch-
wasscrnienge von l.6Öb LItcrn.j>rö Minute bei 2 Bar Flieüdruck bereit zu stellen. Eine
ehe Zufalm ftir die Feucnvehr nach DIN 14090 ist herzustellen- Gfinsfig wäre eine Zufahit.vori
dem abknickenden Fasancnring-zu der neuen Erschüeßuhgsstraßc dcs Wohngebieics,

üegtiinäuitg;

Die l-orderungen zum Lösciivrasscrbcdarf ergeben sich aus § 3 Abs, 1 Nr. 41lcssisehes Gesetzes
über den Drandschuiz, die Aligemeine Hille irnd den Kattoirophenschutz • ItBKÖs aus § 1.1 der
Hessischen Bauordnung (HBO)'und den tcciinisch.cn Regein nacit dem DVGW ArbeitsblaU W
405. Die Differenzierung nach der baulichen Nutzung erfolgt entsprechend § 17-der Baunut-
ztingsverordnung -BauNVO-.

Die Lbschwflsserinengc imiss für eine Löschzeil von mindestens 2 Stunden aus dcrn Öffentlichen
Wesscrvcrsorgungsnctz zur Verfügung stehen. Belm Binbau von Hydranten nach DIN 3221 zur
Löschvvasscrcntnahnic ist das DVöW-Regclweik W331 zu beacltten..Die Hydranten sitid mit
Hinvyeisschildem nach DIN 4066 gut sichtbar zu kennzeichnen.

kann die jitweils angegebene I.ö.schwasscnncnge voni ötTehtlichen Wa.sscrvcrsorgitngsn«z nicht
erlirachtwcrdclv und'cdcf stehen keine uuerbchöpüiciier» WasscriiitelLen (z.B. aii.s offcncii Gc--
.wäsMmj;^ Verfügung; so Ist der Wasseryoitui durch eincf andere'geeignete Maßnahme
(Löschwasscrtwche, Löschwasserbrunnen oder i.i33ch\ya.sscrbcliältcr),8ich^zustcllen.

DieStruÖen sindftir eine.Achsla.st von mindestens 10 t zu befestigen und so anzulegen, dtws der
liinsatz s'on I.^ch- und Rcttiingstalirzciigcn olmc Schwlerigkeiien möglich ist.

4.6

I
I 4.8

4.7

Zu 4.8

Erläuteaing;
Nach dem derzeitigen Konzeptentwurf ist eine zusätzliche Feuerwehrzufahrt im Be
reich des Abknickens des Fasanenringes nicht möglich, da es hierzu an einer gradli
nigen Zuwegung fehlt. Der bestehende Wegeabschnitt im Bereich Fasanenring ist
zwar ca. 3m breit, durch die bestehenden Einfriedungen wird jedoch eine Befahrung
mit größerem Feuerwehrfahrzeugen erschwert. Denkbar ist demgegenüber jedoch
eine Zuwegung von der Groß-Umstädter Straße aus über den hier festgesetzten
Fuß- und Radweg mit seiner Breite von ca. 4 m.

Beschlussvorschlag:
Die Anregung des Kreisausschusses zur Schaffung einer weiteren Zufahrt für die
Feuerwehr von dem abknickenden Fasanenring zur neuen Erschließungsstraße des
Wohngebietes wird nicht aufgegriffen. Es fehlt hier an einer geradllnigeri Zufahrts
möglichkeit In ausreichender Breite. Diesbezüglich ist auf eine mögliche Zuwegung
von der Groß-Umstädter Straße aus über den hier festgesetzten Fuß- und Radweg
mit einer Breite von ca. 4 m zu verweisen.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellüngnähmen nach § 4(2) i.V.m. 13b BäuGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dleburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlüssfassung

liniere Verkehrsbehorde

üegen die voriiegcndc Planung bestehen in Bezug auf die verkehrliche Aubindimg des Pla-
nungsgcbicts an das örtliche und flbcrönlichc Slraßenneiz keine Bedenken.

Im Planungsgebiet selbst ist eine Au.sftihrutig der öffentlichen Verkchrsflachcn int Mtseltprinzip
ohne hauHchc;'lVciiitung Iii Pahrbahn und Gehwege vorgesehen. Hierbei bestehen au.s (.irUndch
der VcrkchrsslchcrhcilBedenken, eine solche Pormtilierung bei einer Strahenbreitc von 7,0 mzu
•wählen. Es 'eriblgl zuraihdest eine opiischeTrennuiig /WLwhen Fahrbahn und Gehwegen durch
die Verwendung unierschicdliclicn Materials (z. B. /Vsphalt/Pffasterstcmc) tuid den Kinbaii von
Kntwässcfung^nncn; Bei einer Mlndestbreitc der Gehwege von l;20 m «gibt sicli eine Fahr-'
bahnbrcilc.von höchstens 4.Ö0 m. Dairiii. wäre das Parken im .gesamten Planungsgcbiei auf der
Fahlbahn nicht zuItTssig. Im Begegnungstvcrkchr ist in der Regel damit zu rechnen,'dass Gehwe
ge getiulzi werden. Dies bedeutet eine Cclhlirdung' von Personen auf dem Gehweg.
DäKcfsolltc die Straßenbreite enl'weder auf mindestens'7,50 m (2 x 1.25 m Ocltwcgc + 5,0 m'
Fahrbahn) fiir eine Tcinpo-.IO-Zxjne erweitert oder ein verkehrsltcruhigier. Bereich iiiisgewiesen
wenlcn.

Ländlicher Kaum

Aus Sicht der vom Fachgebiet (.ändlicher Raum zu wahrenden ölTentlichcn Belange der l.and-
wirlschnft/ Fcldflur bestehen gegen o.g. Pjunung grundlegende Bedenken.

Das Phmgebiel umfas.M ca. 2,11 ha. K.s i.«;t im Rcglonalpj/m Südhessen 2010 (RPS) als Vorbe-
li.olt.'igcbict für: l.aiidwirtschaft ausgewiesen und somit der/eil bauplanungsrechtlich als Außcn-
bcrcich i. S. d. § 35 BuuGB.zu bewerten.
Der LaudwirlkihuUIiehe Haehplan Südlics-sen - eine Fachplanung des i^indes Hessen - Stellt den
beironench Bereich als besonders wertvolle FlSchc (höcliste Nuizungscignung für den Acker
bau) für die Landwirtschaft dar.

Die ninstufung der Bodcnlunkiionsbewertung in der HFDSI.-Karte (Rctdenniichendalcn Hessen
im Maßstab 1:5.000, landwlrtscliaftlichc NützfiSchc) des Uodenvicwcrs Hessen erfolgt als-„sehr
hoch".

Die landwirfschatüichen Flfichen tragen zur Versorgung der Bevölkerung in der Region tnit aus
reichenden, qualitativ hochwertigen und rcgionstyptschcn Nahrungsiülncln bei. Der Verlust vöit
landwirtschaftlichen I'iächcn wird sich bundesweit sowie auch vociOit lit den ntlchstoi Jahren
weiterhin^ fortsetzen. 'Aufgrund der Verknappung besteht" generell eine erheblich gesteigerte
^achfnige n/icli Acker- und ürünlandnächen, wa/t sich in den erhöhten Pacht- und Kaiil'preisen
Jür landwirt.schaftliche Flächen und nachfolgend cmer Senkung des hmdwirtschaftlichcn Ein
kommens htederschlägi.

4.9

4.10

Zu 4.9

Erläuterung;
Vorgesehen ist die Errichtung bzw. Ausweisung eines verHehrsberuhigten Bereiches.
Der vorliegende Vorentwurf der Ausbauplanung sieht vor, dass die Wohnwege mit
der vorgesehenen Breite zwischen 7 m und 8 m eine Fahrbahn von 5 m bis 5,50 m
aufweisen (inkl. Rinne) an die sich beiderseits Gehwege in einer Breite von 1 m bis
1,50 m anschließen. Auf das klassische Trennprinzip und eine Abgrenzung der Geh
wege mit Hochborden soll mit Blick auf das eher geringe Verkehrsaufkommen ver
zichtet werden.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg zur
vorgesehenen Ausführung der öffentlichen Verkehrsflächen im Mischprinzip führt zu
keiner Änderung der Planung. Vorgesehen Ist, die Ausweisung dieser Flächen als
verkehrsberuhigter Bereich. Eine entsprechende Regelung ist jedoch Aufgabe der
zuständigen Ordnungsbehörde.

Zu 4.10

Erläuterung:
Eine grundlegende Entscheidung zu der Inanspruchnahme der überplanten Flächen
für eine Wchnbauentwicklung wurde bereits mit der entsprechenden Darstellung auf
Ebene des Flächennutzungsplanes getroffen. Dieser stellt den überplanten Bereich
als Wchnbaufläche, geplant dar. Ergänzend Ist zu erläutern, dass es nach Auskunft
der städtischen Verwaltung in Semd derzeit 10 Baulücken vorhanden sind, die sich
jedoch alle in Privateigentum befinden. Auf der derzeit vorliegenden Bauplatzbewer-
beriiste der Stadtverwaltung stehen seit Ankündigung über die Ausweisung eines
Baugebietes in Semd 176 Bewerber.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg im Zu
sammenhang mit der Inanspruchnahme landwirtschaftlich hochwertiger Böden für
das geplante Wohngebiet Im Stadtteil Semd führen zu keiner Änderung der Planung.
Zum einen ist darauf hinzuweisen, dass auf Ebene der Flächennutzungsplanung im
Rahmen der Abwägung auch unter Berücksichtigung der Belange der Landwirtschaft
zugunsten einer Wchnbauflächendarstellung bereits generell entschieden worden
ist. Des Weiteren zeigt sich mit Blick auf die aktuelle Nachfragesituaticn nach ent
sprechenden Wohnbauflächen vor Ort, dass ein entsprechender Bedarf auch für den
Stadtteil Semd gegeben ist, der sich aufgrund der fehlenden Verfügbarkeit der in
Semd noch vorhandenen Baulücken nur Im Rahmen einer Neuausweisung decken
lässt. Im Rahmen der Abwägung v/ird der Ausweisung von neuen Wohnbauflächen
im Stadtteil Semd deshalb weiterhin Vorrang eingeräumt, gegenüber dem Interesse
an einer Erhaltung der Ackerböden für die landwirtschaftliche Nutzung.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellüngnahmen nach § 4 (2) I.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/Anregung Beschlussfassung

Die beiroftcticn GrundÄtückc liegen in einem fruchtbaren Lößgcbici und werden als Ackcrtlä-
chcn von ortsansäs-sigcn f.andwincn genutzt. Sie sind gut erschlossen und seltr ertragreich. Hs ist
davon auszugehen, dass sie aas diesen Gründen daiicihatt in der landwirtschaftlichen Nutzung
bleiben, soweit das Vorhaben nicht umgcscizl.wird.

.Der maximale Bedari' an.Siedlungsßäche wird im. KI'S 2010 t"ür Orofl-Umstadl als MtlielzeiU-
rum mit 40 ha angegeben. In ca. 1,.^ km Entfernung fLuftlinic) von Semd wurde im RI'S 2010
eine „Sicdlungsflächc in Planung" iidi ca. 55 ha nördlich des Gewerbegebietes „Oito-llalm-
.Straße" in Richtung Richen ausgewiesen. Davon sind ca; 4 liii (,.Äm Llmstädicr Bruch*') schon
bebsiut Somit verbleiben: ca. 51 ha rcclinerisch als „Siwllungslläche in Pianung'*. Au.s Sicht der
Btflaitge der Ijjndwirtschaft 1 Fcldflur stchidcr Stadt üroß-Umstadf damit ausreichend Sicd-
.iungsp!anung.sfläche.zur Vcrfilgung.
Iiri Klächeimuizuhgsplan 2010 (FNP)dcr Stadt'ist die Plaiiungstlächc ,JS 8" mit 1,68 ha zur De
ckung des Eigenbedarfs des Stadttcils Scind ausgewiesen. Eine aktuelle Bcdarfsanalj'sc ftlr den
Eigenbedarf mit der Darlegung' des konkreten Bedarfs sowie Standortaitcmativcn (Nachvcrdich-
tung) ist nachzureichen.

SoUle die vorliegende Planung trotz unserer grundlcgcttdcn Bedenken durchgeführt werden, sind
irachfolgcnde Hinweise zu beachten:

Die im FNP 2010 festgelegte Größe von i,68 ha ftlr die Planungsflache ist einzuhalten.

Der Stadtteil Semd ist dem ländlichen Siedlungstyp zuzuordnen. In Anlehnung an den Rcgionnl-
plan SUdhcsscü 2010 sind hierfür 25 - 40 Wohneinhciiert je Hektar [WE/hd) vorgegeben. Wir
verweisen auf den Grundsatz des § lu Abs. 2 BauGB, mit Gfiind und Boden sparsam umzuge
hen und weitere landwirtschaftliche; Flüchen zu schonen. Sumil ist darauf zu achten, dass die
bauliche Dichte in den Planungsunterlagen texliich dargestellt wird und sich au der Obergicnze
orientiert. Eine Untcrschrcilung isi aus Sicht des öfienilic|ien Belänges der Landwirtschatf /
Fcldflur nicht gerechtfertigt.

Aufgrund der landwirtsch.'iflliehen Tiitigkeiteii auf den Feldern, die sich an das Plangebiet an
schließen, sind Gcruch-v, Staub- und Schalleraissionen möglich und in der Planung zu berück^
sichtigen.

Eine Gbciplanung der .geteerten Straße „Buschw'cg" (Flurstück 255/2, Flur 28, Ocniarfcimg
Semd) ohiic gleichartigen Ersatz an anderer Stelle lehx.en wir ab.
kund um Semdwerden regelmäßig Zuckerrüben angebaut. Für die Zuckerrübcncmtcicchntk% die
Rübenäbfuhr mit,LKW's sowie andere moderne Landtechnik ist %vcitcrhin zu gms'ährleistcn,
dass die vcrhiclbendcn landwirtschaftlichen Eächen im Piangcbicl wührcnd und nacli der Hau
phase Über einen geteerten Weg zu erreichen sind. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass eine
Art Ringverkehr fUr die RObcnabfuhr gesichert wird oder bei Stichwegen die LKW's eine hcfc-s-
ligle Wendeniöglichkcit haben.

4.10

4.11

A

4.11

B

4.12

4.13

Zu 4.11 A

Erläuterung:
Der Planentwurf {Teilplan A) in der Fassung vom Januar 2020 überplant Flächen in
einer Größenordnung von ca. 2,11 ha. Allerdings ist hiertei anzumerken, dass der
im Norden und Osten ebenfalls geplante neue landwirtschaftliche Weg ebenfalls ca.
1.157 m^ aufweist und die Im Nordwesten geplante Grünfläche - Spielplatz mit
1.285 m sowie die südlich davon vorgesehene Retentionsfläche mit 1.278 m^ weitere
Flächen In Anspruch nehmen.
Entsprechend ist bei einem Ansatz der Bruttoneubaufiächen ohne Relentions- und
Spieiplatzfläche und ohne die landwirtschaftlichen Wegefläche eine Größe von
ca. 1,87 ha zu konstatieren.
Eine Begrenzung auf die im Fiächennutzungspian festgelegte Größs: von 1,68 ha.
wie Vonseiten des Kreisausschusses angeregt, ist jedenfalls nicht zwingend, sondern
es bedarf im Rahmen der Pianung auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung einer
Konkretisierung, die weitere erforderliche Flächen durchaus miteinschiießt.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg bedin
gen keine Änderungen der vorliegenden Planung.
An der derzeit festgesetzten Baugebietsgröße Im Stadtteil Semd von ca. 2,11 ha
wird festgehalten, um einerseits der entsprechenden Nachfrage nach Wohnbauflä
chen Rechnung zu tragen und andererseits gieichzellig die im Zusammenhang der
Pianung sich ergebenden Anforderungen hinsichtlich einer geordneten Entsorgung,
der Bereitsteilung von öffentlichen Spleipiatzflächen sowie nicht zuletzt auch den Be
langen der Landwirtschaft Rechnung zu tragen.
Die neben den eigentlichen Bruttcbauiandflächen mit einer Größenordnung von ca.
1,87 ha ausgewiesenen Flächen sind erforderlich, um einerseits auch eine geord
nete Entwässerung des Piangebietes durch die Ausweisung einer Retentionsfläche
sicherzustellen. Darüber hinaus wird in Verbindung mit der geplanten Neubebauung
auch der erforderliche Bedarf an öffentlichen Spieipiatzflächen durch Ausweisung ei
ner entsprechenden Fläche im Nordwesten Rechnung getragen.
Nicht zuletzt werden die Belange der Landwirtschaft dahingehend berücksichtigt, als
im Norden und Osten des Piangebietes eine landvwrtschaftilche Fläche - Weg festge
setzt wird, um hier eine Zuwegung bzw. eine Wendemöglichkeit für die welter land-
wirlschaftilch genutzten Flächen zu erhalten.
Trotz der fiächenmäßigen Überschreitung ist eine Entwicklung des Bebauungspla
nes aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes gemäß § 8 Abs. 2 BauGB
gegeben, im Übrigen Ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei dem vorliegenden Ver
fahren um ein Verfahren gemäß § 13b BauGB handelt und somit entsprechend auch
Außenbereichsflächen für Wohnbauzwecke unter den Voraussetzungen des § 13b
BauGB im Rahmen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in Anspruch ge
nommen werden können.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) I.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Die beirofTencn Cnandstückc liegen in .einem fruchtbaren Lflßgebiet und werden als Aekcrflä-
clicn von ortsansiLssigen [.^idwirtcn genutzt. Sie sind gut crscldossea und sehr ertragreich. ist
davon auszugehen, da.« sie aus diesen OKlndcn dauerhaft in der landwiitschaftllehen Nutzung
bleiben, soweit das Vorhaben nicht umgesetzt wird.

Der maximale Bedarf an Siedlungsflfiche wird jm RPS 2010 ftlr Cr«>ß-Umstadl als Mittelzeni-
rüm mit 40 ha angegeben. lu ca. 1.5 kra Entremiing (Luftlinie) von Semd wurde im RPS 2010
eine „SicdlungstlMchc in ̂ Planung" mil ca. 55 ba nördlich des üewerbegebieics „Otip-llahn-
Straße" in Wchiurig Richen aüsgevviMen. Davon sind ca. 4 ha {.>Aiu ümstlidter Bruch"') schon
bebaut. Somit verbleiben ca. 51 ha rechnerisch als „Siedliingstlüche in Planimg". Alis Sjcht der
Belange der Ijindwirtschaft / Fcldflur steht der Stadt Ciroß-Uitistadl damit ausreichend Sied-
liingsplanangsfische Zill" Verfügung.
Im I-Iächeiinut7.ungsplaii 2010 (FNP) der Stadt ist die Planimgsllhche „S 8" mit 1,68 lia zur De
ckung des Kigenbi^arfs des Stadtteils Semd ausgccyicscn. Eine aktuelle Bedarfsanalyse t^r dcti
Eigenbedarf mit der Darlegung des konkreten Bedarfs sowie Stiuidortaltcmativcn (Nachverdich-
lung) ist nachzureichen.

Sollte die vorliegende Planung trotz unserer grundlegenden Bedenken durchgeführt werden, sind
jiachfülgeiide Hinweise zu beachten:

Die im FNP 2010 festgelegte Oröße vorv 1,68 haßrdlc Planungstläche ist einzuhalten.

Der Stadtteil Semd ist dem ländlichen Sledlungsiyp zuzuordnen. In Anlehnung on den Regional-
plan Siidhcsscn 2010 sind hicrfiir 25 - 40 Wohneinheiten je Hektar (WE/hal vorgegeben.'• VVir
vcrvvoiscn auf den Onmdsalz des § la Abs, 2 BauGB, mit Grund und Boden sparssim unmigc-
Itcn und weiicredandwirtschaftliche Fllicheii zu schonen. Somit tst.darauf zu achten, dnss die
bauliche Dichte in den Planungsunieilugen te.xttich dargesicilt wird und sich an der Obergrenze
orientiert. Eine Uhtcrschreitung ist aus Sicht des öflentlichen Belanges der Landwirtschaft /
Fcldflnr nicht gerechtfertigt.'

Aufgrund der .landwirtschaftlichen Tätigkeiten auf den Feldern, .die. sich an das Plangebict an
schließen, sind Octitchs-, Staub- und Schnllemissionen möglich und in der Plahung.zirbcrück-
sichtigen.

Eine Obcrplanung der geteerten Straße ..Buschwvg" (Fluialück 255.'2. Flur 28, Gcmaricung
Semd) ohne gleichartigen Ersatz oii anderer Stelle lehnen wii ab.
Rundum Semd werdcn rcgclmäßig Zuckerrüben angebaut: Für die Zuekerrübcncmtctcchnik, die.
RÜbcnabfuhr mit LKW's sowie andere moderne Landtechnik ist weiterhin zu gcw'ähHcislcn,
dass die verbleibenden landwirtschaftlicheil Flächen im Plangebict während und nach der Bau
phase über einen geleerten Weg zu erreichen sind. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass eine
Art Ringverkeln für die Rübcnabfulir gesichert wird oder bei Slichwegcn die LKW's eine bcle.s-
(igie. Wendemöglichkeit habcii.

4.10

4.11

A

4.11

B

4.12

4.13

Zu 4.11 B

Erläuterung:
Unter Zugrundelegung des städtebaulichen Konzeptes sowe der Festsetzungen aus
dem Bebauungsplanentwurf ergeben sich bei Annahme von 1 Wohneinheit je Dop
pelhaushälfte sowie einer Wohneinheit bei festgesetzten Einzelhäusern je festge
setztem Vollgeschoss und unter Ansatz von einer Wohneinheit bei Geschosswoh-
nungsbauten je 100 m' Brutto-Wohnfläche wie im Falle des Gebietes 4 unter Zu
grundelegung der Ausnutzung eines dritten Geschosses als Nicht-Vollgeschoss ins
gesamt för das Plangebiet 57 bis 60 Wohneinheiten.
Mit Blick auf die vorgenannte Bruttofläche von 1,87 ha ergibt sich somit im Dichte
wert von 31 Wohnungen Je ha.
Da der Stadtteil Semd dem ländlichen Siediungstyp zuzuordnen ist, gibt der Regio
nalplan Südhessen 2010 hier Dichtewerte von 25 bis 40 Wohneinheilen je ha vor.
Die städtebauliche Konzeption entspricht somit bezüglich der Dichtevorgaben den
Aussagen des Regionalplanes Südhessen 2010.
Eine weitere Verdichtung und Orientierung an den Obergrenzen, vwe vonseiten des
Kreisausschusses angeregt, ist mit Blick auf die ortstypische Bebauung, insbeson
dere unter Berücksichtigung der bestehenden Bebauung entlang des Fasanenringes
städtebaulich nicht empfehlenswert. Zwar könnten durchaus z.B. durch die Zulässig-
keit einer größeren Zahl von Mehrfamilienhäusern und Geschosswohnungsbauten
eine höhere Dichte innertialb des Neubaugebietes erreicht werden; jedoch stellt dies
mit Blick auf den ländlichen Charakter von Semd eine eher untypische Bebauung
dar. Zudem Ist zu konstatieren, dass auch gerade Einzelhäuser und Doppelhäuser
nachgefragt werden.

Beschlussvorschlag:
Die Anregung des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg führt zu
keiner Ändemng der Planung. Die vorliegende städtebauliche Konzeption ergibt bei
Zugrundelegung einer Bruttofläche von 1,87 ha einen Durchschnittswerl von 31
Wohnungen je Hektar und entspricht somit den Vorgaben des Regionalplanes Süd
hessen 2010. Von einerweiteren Verdichtung wird mit Blick auf die Zielsetzung, eine
an den ländlichen Siedlungstyp angepasste ortstypische Bebauung zu erreichen, ab
gesehen

Seite 14 von 39



Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) l.y:m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dleburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/Anreguhg Beschlussfassung

Die belroftcneti Grundstücke liegen In cmcm thtchtbarcn Lößgebiel uud werden als Aökxrflär
eben von ortsansSssigcn l.andwirtcn gcnut7t.Sle siikI gut erschlossen und sehr ertragreich. Es ist
davon au$^ugchen, dass sie aus diesen Gründen daticritail in der landwinschattliclicn N'ut7amg
bleiben, soweit das Vorhaben nicht umgesct7i.wird.

Der maximale Bedart" an Sieiilungslläche wird im KI'S 2010 für Grofl-Umstadt als MiUelzeut-
rumlmit 40 ha angegeben. In ca. 1 ..S km Knlfemung (l.uftlinic) von Semd wurde im Ri'S 2010
eine „Sicdlungsflächc'in Plamii^j" iTdi,ca. 55 ha nOfdlich des Gewerbegebietes „Ötto-Ilahn-
.Straßo" in Richtung Richen ausgewiesen. Davon sind ca. 4 ha (,.Am GnislSdicr Bruch*y schon
bebaut .Somit verbleiben ca. 51 ha rechnerisch als „Siwllungsüäche in Planung". Aus Sicht der
■Belange der [.jandwirtschaft / Fcidfhir. steht der Stadl Oroß-Umstadt damit aiwreichcnd Sicd-
lungsplanung-sildche Tur VcrlÜgung.
Im FlächejmutTaing^ian -iOl Ü irNP) der Stadt ist die Plariungslläche ,4? 8" mit'1,68 ha zur .De
ckung des;Kigenbed^fs des Stadtteils Semd au-sgcwlcscn. Eine aktuelle Bedarfsanalyse für den
Eigenbedarf ntii der Darlegung des konkreten Bedarfs sowie Slandoitalteniativcn (Nachverdiclt-
tung)isi nachzureichen.

Sollle die voriiegende Planung trotz unserer grundlegenden Bedenken durchgcRlhrl werden, sind.
nachfolgende llinwcise zu beachten;

Die im FNP2010iestgc[egie Größe von 1.68 ha lür die Planungsflache ist einzuhalten.

Der Stadtteil Semd ist dem ländlichen Siedlung.styp zuzuordnen. In Anlehnung an den Regional-
plan SUdlicsseu 2010 sind hierför.25 - 40 Wohneinheiten je 'Hckim [WE/ha] vorgegeben. Wir
verweisen auf den Grundsatz des^ ^ la Abs. 2 BauGH, mit Grund und Boden sparsam umzuge
hen und weitere landwirischatlliche'Flüchen zu schonen. Somit ist darauf zu achten, dass die
bauliche Dichte in den Planungsunierlagen texllich dargestellt wird und sich an der Obergrenze
orientiert. :Oine Unterschreilung ist aus Sich! des örfcnilichen Belanges der Landwirtscliatl /
Fcldflur nicht gerechtfertigt.

Aufgnmd'dcr InndwiitschaHlichen Tiitigkeiten. auf den Feldern, die sich an das Plangcbiet an
schließen, sind Geruchs-, Staub- und Schallemissioncn möglich und.in der Planung zu berück
sichtigen.

Binc Olrerplanung der geteerten Straße „Buschweg" (jFlut.stück 255/2, Flur 28. Ocniarkung
Semd) ohtic gleichartigen Ersatz im anderer Stelle lehnen vvii'ub.
Rund um Scmdwcrdcn regelmäßig Zuckerrüben angebaut'. Für die Zuckerrnbencrntctcchnik, die
Rüberiabfuhr mit LKW's.sdwic anders moderne Liuidleelmik^ist weiterhin zu igcwährlcistcn.
dass die verbleibenden landwiiischatilicbcn Flächen Im Plangebiel während und nach der Hau-
phaae Über einen' geteerten Weg zu erreichen sind. Außerdem ist zu bcrücksiclitigcii,. dass eine
Art Ringverkelir-fÜr die Rübcnabfuhr gesichert wird oder bei Stichwegen die l;K\V's eine befes
tigte WendemögUchkcil haben.

4.11
A

4.11
B

4.12

4.13

Zu 4.12
Erläuterung:
Festgesetzt wird ein „Allgemeines Wohngebiet" am bestehenden Ortsrand von
Semd. Bei den auf den angrenzenden landvwrtschafllichen Flächen durchgeführten
Tätigkeiten handelt es sich um eine ordnungsgemäße Landwirtschaft durch eine
ackerbauliche Nutzung der Flächen. Mit besonderen Störungen, die über die nor
male landwirtschaftliche Nutzung hinausgehen, ist hier nicht zu rechnen. Es fehlt an
der unmittelbaren Nachbarschaft zu landwirtschaftlichen Großbetrieben. Entspre
chend sind im Rahmen der gegenseitigen Rücksichtnahme auch die mit einer ord
nungsgemäßen Landwirtschaft verbundenen Immissionen hinzunehmen.

Beschlussvorschlag:
Der Hinweis, wonach aufgrund der landvyirtschaftlichen Tätigkeiten auf den Feldern
mit Geruchs- und Schalllmmissionen zu "rechnen Ist, wird zur Kenntnis genommen.
Da es sich hierbei um ortsübliche Emissionen im Zusammenhang mit deiner ord
nungsgemäßen Landwirtschaft handelt, werden diese im Rahmen der Abwägung
hingenommen und zu der Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes festgehal
ten.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg,
Darmstadt

Steiiungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Die hetroftcncn Cirundstückc liegen In einem firichtbarcn Lößgcbici und: werden als Ackerflä
chen von ortsansäs-si&cn r.andwirtcn genutzt. Sie sind gut erschlossen und wlir cnragrcich: F;s ist
davon aus/ugelien, das.s sie aus diesen Gründen dauerhaft in der landwirtscliaftlichcn hJulzung
bleiben, soweit das Vorhaben nicht umgesetzt,wird.

Dcr maximalc.BedarTan Siedhmgsflächc svii-dim Kl'S 2010 für Oroß-Umstadt als Mittelzent-
mm nut 40 ha angegeben. In ca.. 1,5 km Enlfemung (l.iiftHnie) von-Semd würde im Rl'S 2pl(>
eine ..Siediuiigsiläche Iii Planung'' ndl ca..55 Iia nOrdUch des üewctbegebictcs „OitOTlIalm-
Straße" in Richtung Richcn:flusgewi^n. Davon sind ca. 4 hä.frAm Umsiädtcr Bnich*")' schon
bebaut. Somit verbleiben ca. 51 hu reclincrisch als „Sicdhmgsflache in Planung". Aus Sicht der
Belange der.Cnndwrtschaft / FcMflur steht, der Stadl Groß-Umstadt damit ausreichend Sicd-
lujigsplanungsnäche zur VcrlÜgürig.
im Flächeinnitzungsplan 2010 (l-NP) der Stadt ist die Planungsfläche ,.S 8" mit l -,68 ha zur De
ckung des .Kigenbcitofs des Stadttcils-Scmd aiögcwlcscn. Eine aktuelic Bedarfsaitaiyse fUr den
Eigenberiarf init der Darlegung des konkreten Dcdarfs sowie Slandohaitcmativen (Nachverdich-
lung) ist nachzureichen.

Sollte die vorliegende Planung trotz un-sci er grundlegenden Bedenken durchgclührt werden, sind
nachiulgende Hinweise zu beachten:

Die im FNP 2O10 tcslgclcgie (^äße von 1,68 ha für die Planungsfläche ist einzuhalten.

Der Stadtteil Semd ist dem ländlichen Siedlungstyp zuzuordnen. In Anlehnung an den Regional
plan Slldhcsseu 2010 sind hicrlQc 25 - 40 Wohneinheiten je Hektar [WE/ha] .votgegiflxaL Wir
verweisen aui'dcn Grundsatz dies §' lu Abs. 2 HauCiB, mit Grtind und Boden sparsam uinzuge^
hcii und weitere landwirlschaflliche'Flächen zu schonen. Soiriit ist darauf achten, dass die
bauliche Dichte In den Planungsunieriagen lexllich dargestellt wird und sich an der Obergrenze
nficnticrt.'Eihe Unterschreiliihg ist aus Sicht des OlTenilichen Belanges der Landwirtschaft /
Fcldflur nichtgercchtfcrtigt.

Aufgrund der landwirtschaftlichen Tätigkeiten auf den Feldern,-die sich an dos Plangcbict an
schließen, sind Geruchs-, Staub- und SchuUemissjonen müglich und in der Planung zu berück
sichtigen.

Eine Obcrplaming der gctEerten Straße -„Buschweg" (Flurstück "255/2, Flur 28, Gemarkung
Semd) Ohrte gleichartigen Ersatz an anderer Stelle lehnen tvit ab.
Rund um Semd werden regelmäßig Zuckerrüben angebaut. Für die Zuckerrflbencmtctcchnik, die
Rübenabfuhr mit l.KW's sowie andere moderne Landtechnik, ist witerhin zu gcwlhrlcisfcn.
dass die vcrhicthcndcn landwiiischaftlichcn Flächen im Plangebiei während und nach der Bau
phase Über" einen, gctceiicn Weg m erreichen sind. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass eine
Art Ringverkehr für die Rübenabfuhr gesichert wird oder hei Stichwcgcn die LK\V'.s eine befc.s-
ligle Wendemögiichkcil haben.

4.10

4.11

A

4.11

B

4.12

4.13

Zu 4.13

Erläuterung:
Grundsätzlich Ist anzumerken, dass - wie vcnseiten des Amtes für Bodenmanage
ment bereits angeregt worden ist - die verbleibenden landwirtschafllichen Flächen Im
Norden über eine hier bestehende Wegefläclie erschlossen werden können. Zwar
handelt es sich dabei um einen Grasweg, jedoch ist auch dessen Ausbau, bei ent
sprechendem Bedarf, in Form eines asphaltierten Weges möglich. Zudem wurde im
Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung im Norden und Osten des Plangebietes
die Errichtung eines landwirtschaftlichen Weges planungsrechtlich bereits berück
sichtigt. Weiter ist anzumerken, dass sich auch hier grundsätzlich die Frage der zu
künftigen ackerbaulichen Nutzung stellt, also Insbesondere, inwieweit diese Flächen
zukünftig für den Rübenanbau genutzt werden.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg, wo
nach eine tllberplanung der geteerten Straße „Buschweg", des Flurstückes Gemar
kung Semd. Flur 28, Flurstücke Nr. 255/2 ohne gleichartigen Ersatz an anderer
Steile abgelehnt werde, führen zu keiner Änderung der Planung. Zum einen Ist wie
bereits von Seiten des Amtes für Bodenmanagement darauf hingewiesen, eine Er
schließung der verbleibenden landwirtschaftlichen Flächen über eine im Norden ge
legene Wegefläche möglich, sowie deren Befestigung bei entsprechendem Bedarf.
Zum anderen sieht die vorliegende Konzeption im Norden und Osten des Plangebie
tes eine weitere landwirtschaftliche Wegefläche In einer Breite von 4 m vor, die
ebenfalls befestigt werden kann. Im Rahmen der Abwägung wird somit der Zielset
zung, der Schaffung von Wohnbauflächen. Vorrang eingeräumt, vor einer Erhaltung
der geteerten Straße „Buschweg" nördlich der bebauten Anwesen des Fasanenrings.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dleburg
Darmstadt

Stellungnahme/ Anregung

Stellungnahme vom 01.04.2019

Beschlussfassung

Die landwinschaftiichcn t-lachen im Piatiungsgcbict ainJ drainicrt. FQr die nach der vorliegcn-
cl«t rUmung verbleibenden landwirtehaftlichcn Piächcn ist zu ge«-ährleisten. dass weiterhin die
voüumt^Tiche Ktinkiionsi^higkcit des Drainagcsystcms cilialtcn bici':it. f^ahei gegebenenlalU
muiilkDde Kestert sind durch den Bauträger zu übernehmen, iiinc Ahstimnuing mit dem Vor
stand des i>rainagevertiandes Semd, Herrn Willi ManO. Tel. 06078 / 912066. sehen wir hierbei
als erforderlich an.

Wir weisen darauf hin. das« hei den Oingrilnungen, [kpflanzungcn sowie Kinfriedun^n Im Pia-
nungsgebiet die Crren/ubstSnde zu den landwiiischafiiich genutzten riäcltcn imd Wegen einzu
halten sind (§1 38 - 40 und 45 HNRO). Weiterhin ist bei Pflanzungen von Bäumen und Sutb-
chcm auf einen hinreichenden Abstand zum I3rainagcsystcni m achten, damit eine Punktionshe-
einträchtiguug der Elrahiage durch Wurzln auszuschließen ist.

Bine frOhzeitige Beteiligung des Ortslondwirti» .Andreas LSmmennaoo. Tel. 06078 / 73827, bei
der vorlie^ndcn Planung halten wir Zur notwendig.

Sollten im Verlauf der weiteren Planung Ausglciclismalkahmcn notwendig werden, ist zu gc*
währleislen, dass diese analog zu den \'orgabat vuu § 2 Abs. 7 Satz I der Kornpensatioiisver-
ordnung (Verordnung über die Durchführung von Kompensuiionsinaßnalimcn, das Köhren von
Ökokoiitcn, deren Handclharkcit und die Festscming von Krsatzzahlungen vom 26. Oktt^xrr
2018 - Kompeosations-VO) entwickelt und umgesetzt werden.
Die limseizung ist nicht auf landwimchafUieh genutzten Fiticben vorzuneluncn. Es sind Alter
nativen zu prüfen wie z.B. l-lächcncntsiegclung von infrastrukiuchnichen Kfluf7Abhuchung v(hi
ökopunktcu. .

Untere XaturschutzbchOrde

Dez vorgelegte Bebauunpplan ist aus dem rcciitskrähigcn Pläcitcnnutzungsplan entwickelt wid
soll im vereinfachten Verfahren nach §13b BauGB geführt werden. Zunächst bestehen aus hiesi
ger Sicht Bedenken. Da ortcnschut/reehtlich auf Bebauungsplan-Ebene in eine Befreiungsl^
hinein gcptout werden muss. ist unsovr BeiiOrdc zunächst ein artcnschutzrechilichcs Gutachtim
vorzulegen, da nichi ausgeschlossen werden kann, dass für betroffene Offenlandvogeiarten CEF-
Maßnahmen beplanl und entwickelt werden müssen. Wir weisen daraufhin, dass Artcnschutzbe-
langc nicht abwägfoar sind.

Zu 4.14

Erläuterung:
Zu dem Themenbereich Drainagesystem wurde auch der Drainagevertoand Semd
gehört. Hierzu Hegt eine Stellungnahme vom 14.02.2019 vor. die im Zusanrnenhang
mit dem in diesem Bereich durch die Stadt erfolgten Umlegungsbeschluss erging.

Siehe Pkt. 13 dieser Vorlage.
Im Schreiben wird dargelegt, dass der Hauptieiter für die Drainage durch die Pla
nung zerstört oder in Mitleidenschaft gezogen werde und hinter- und nebenliegende
Grundstücke nicht mehr entwässert werden können. Der Verband könne demgemäß
seine satzgemäße Aufgabe nicht erfüllen und es würden Schadensersatzansprüche
gegenüber dem Verband drohen. Entsprechen werde die Inan^ruchnahme der Flur
stücke innerhalb des Vert)andsgebletes abgelehnt und man widerspreche dem Um
legungsbeschluss.

Nach Durchsicht der vorliegenden Drainageunterlagen ist lediglich ein geringer Teil
des bestehenden Drainagesystems von dem Neubaugebiet betroffen. Es ist davon
auszugehen, dass das Netzwerk weiterhin funktionsfähig bleibt und im R^men der
Baureifmachung der Flächen Arbeiten zur Verlegung einiger Stränge erforderlich
sind.

«- - *

I
r

Auszug Drainage-
plan
mit gelb dargestell
tem Plangeblet

Beschlussvorschlag:
Der Hinweis des Kreisausschusses auf die Sicherstellung der vollumfänglichen
Funktionsfähigkeit des verbleibenden Drainagesystems wird zur Kenntnis genom
men. Im Zusammenhang mit der Erschließungsplanung und deren Umsetzung ist si-
cherzusteilen. dass das verbleibende Drainagenetz weiterhin funktionsfähig Ist.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teile Steilungriahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dleburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassüng

Die landtvinschaftlichcn Flächen im Plamingsgcbicl sind drainicrt. Fii; die nach der vorliegen
den Pkmuag verbleibenden landwirtschaftlichen Flächen ist zu gewährleisten, dass weiterhin die
vollumftlnyliche Fimiciionsfähigkcil des Dramagcsystcms erhallen bleibt Dabei gegel^ncnfalls
umullende. Kosten sind durch den Bauträger zu übernehmen. Eine Abstimmung mil dem Vor
stand des prdnageverlMndes Senid^ Hetrn Willi MauÜ. Tel. 06078 / 912066, .sehenwir hierbei
als crtbrdcriidi an.

Wir welseu daraufhin, dass.lwi den Eingrünungen, Bcpllanzungcn .sowie Einfriedungen ini Pia-
nungsgebiel die Cnenzabslände zu den landwiitschafilich genutzten Flächen imd Wegen cinzo-
halten sind (§§ 38 - 40 und,"45 H.MRCI). Weiteritin ist bei Pflanzungen von;Bäumen und Siräu-
chern auf einen hinreichenden Abstand zürn Dralnagesystcni zu achten,dannt eine Funktionsbe-
eintrficiitiguug der Drauiage durch Wurzeln auszuschließen ist.

Eine fifllizeitige Beteiligung des OilslamKvirles Andreas Lünuncimaiui, Tel. 06078 / 73827. bei
der vorliegenden Planung halten wir-jur notwendig.

Sollten ini Verlauf.der weiteren Planung Ausglciclismaßnähmcn notwendig werden, Ist zu gc-
wfflirleistcti. dass diese unabg zu den Vorgaben von § 2 Abs. 7 Satz l der Kompensaiionsvcr-
Ordnung (Verordnung Uber die Dutchflihrung von Kompensulioiismirßiiahmnt, das Führen von
ökokonrcn, deren Handclharkcit und die. IVslsctzung von Ersatzzahlungen vom 26. Olrtobcr
2018 - KompehSiilions-VO) entwickelt und umgesetzt werden.
Die Umsetzung ist nicht ouClandwirtsehalllich genutzten Flächen voizunchracn. Es sind Alter
nativen zu prüfen wie z.B. Tlächcncnisicgotung von lurrastmkturbracheQ, Knuf7Ahbuchung]von
Ökopunktcn.

Untere NaturschutzbchOrdc

Der vorgelegte Bebauungsplan ist.aus dem tcclitskräftlgcn Flficiicnhulzuugsplan cnlwickclt und
soU.irn vereinfachten.ycrrahren nach §13b BauGB gcRIhrt werden. Zunächst bestehen aus hiesi-
^r Sicht Bedenken. Da arten.schutzjechtlich'auf Bebauungsplan-Ebene in eine Hclreiungslage
hinein geplant werden rauss. ist uiiscrcr Behörde-zunächst ein artcnschutzrechilichcs Gutachten
vorzulegen, da nicht ausgcschlpsscn werden kanii, diss für bctroffctic.()[Tenlandvogelartcn CEF-
Maßnahmen b^lonl und entwickelt werden müssen. .Wir weisen darauf hin, dass Aricnschutzbe-
lan^ hicht abwSgber sind.

4.14

4.15

4.16

4.17

4.18

Zu 4.15

Erläuterung:
Der Bebauungsplanentwurf setzt entlang dernördlichen und Östlichen Grenze zur
geplanten landwirtschaftlichen Wegefläche hin eine 3 m tiefe Fläche für Anpflanzun
gen fest, innerhalb derer eine geschlossene zweireihigen Heckenpflanzung aus ein
heimischen und standortgerechten Sträuchem anzulegen und im Bestand zu erhal
ten ist. Darüber hinaus wird für die geplante Spielplatzfläche entlang der nördlichen
und westlichen Außengrenzen des Spielplatzes eine 5 m tiefe Fläche zum Anpflan
zen und Sträuchem und sonstigen Bepfianzungen - Feldgehölze festgesetzt.

Bei den darüber hinaus im Planbiid eingetragenen Einzelbäume handelt es sich le
diglich um vorgeschlagene Baumstandcrte. Auf eine Festsetzung an einem konkre
ten Standort wurde bewusst verzichtet, um hier eine gewisse Gestaltungsfreiheit be
züglich der Bepflanzung innerhalb der Privatgärten zu ermöglichen. Dies betrifft auch
die Einhaltung der Regelungen des Nachbarrechtsgesetzes. Die Pflege- und Schnitt
maßnahmen bzw. die Höhenentwicklung der Gehölze bleibt dem zukünftigen Grund
stückseigentümer überlassen. Gemäß Nachbarschaftsrecht ergibt sich dabei bei He
cken von bis zu 1,20 m Höhe zu den landwirtschaftlich genutzten Flächen ein Ab
stand von 50 cm, bei Hecken bis zu 2,0 m im Abstand von 1 m und bei Hecken über
2 m ein Abstand von 1,50 m. Entsprechendes gilt bei der Pflanzung von Einzelbäu
men In Abhängigkeit von Art und Größenentwicklung.

Beschlussvorschlag:
Der Hinweis des Kreisausschusses auf die einzuhaltenden Grenzabstände zu land
wirtschaftlich genutzten Flächen und Wegen bei Begrünung. Bepflanzung und Ein
friedung Im Plangebiet sowie der Einhaltung eines hinreichenden Abstandes bei der
Pflanzung von Bäumen und Sträuchem zum Drainagesystem werden zur Kenntnis
genommen. Eine Änderung der Planung ergibt sich daraus jedoch nicht, da die grün-
ordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes auch unter Berücksichtigung der
entsprechenden Bestimmungen des Nachbarrechts bzw. mit Blick auf das vorhan
dene Drainagesystem umsetzbar bind und sich deren konkrete Umsetzung bzw. ggf.
erforderliche Pflegemaßnahmen an Gehölzen selbst Im Verantwortllchkeitsbereich
der jeweiligen Eigentümer befinden.

Zu 4.16

Beschlussvorschlag:
Die Anregung des Kreisausschusses, den Ortslandwirt zu beteiligen, wird für den an
stehenden Planverfahrensschritt aufgegriffen.

Seite 18 von 39



Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) l.V.m; 13b BauGB mlt Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dleburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Die.landwrtschaftltchen Flächen im Plaiiungsgcbicl sind drainicrt. Für die nach der vorliegen-,
den l'ljmimg verbleibenden landwirtschaftlichen Flächen ist zu gewährleisten, dass weiterhin die
voüuntlängliche Ktmktionsfähigkeit des Drainagcsystcms erhalten bIcihL r>abei gegebenenfalls
iiTL^lcnde; Kosten sind durch den Bauträger zu übernehmen. Hinc AUsttinmu/ig mit dem Vor-
stand.des Orainageverliandes Semd, Heim Willi Mauß. Tel. 06078 / 912066. .sehen wir hierbei
als erforderlich an.

Wir wciseu dHrauf hin; dass lx:i den Eiiigrilnungen, Bcptlanzungcn .sovvie Finlriedungcn im Pla-
nungsgebiel die Crrenzabsiünde zu den landwirtschaftlich gcnulzicu Fläcliejt und Wegen einzu-
haitcn^sind (§§ 38 - 40 und 45 H.'^RCf). VVeitorhIn ist bei Fftanzungen von Bäumen und Slräu-
chcrii auf clncn hiitrcidicndcn Al).<itand zum Drainagcsystcnt zu achten, damit eine Funktionsbe-
cintrrichtlcuug der Drainagc durch Wurzeln auszuschließen ist.

Eine frßlizeitige Beteiligung des Orlshandwirtcs .Andreas Ldmmermanii, Tel. 06078 / 73827, bei
der vorliegenden Plaiiung halten wir jur notwendig.

Sollten ini Verlauf der weiteren Planung Aiisglciclismaßnahmcn liouv-endig werden, Ist zu gc-
wilhrleislcn, das» diese analog zu den Vorgaben von § 2 Abs, 7 Satz l der Koinpcosaiionsvcr-
Ordnung (Verordnung über die Durchfiihtung von Kompensalionsinaßnalimen, das Führen von
ökokontcii, deren Handclbarkclt und die Fr.sLsct2ung von Ersalzzahiungcn vom 2,6. Okiober
2018 - Kompensalions-VÜ) entwickelt und umgesetzt werden.
Die Umsetzung ist nicht auf landwirtschaftlich genutzten Flächen vorzunehmen. Es sind Alter
nativen zu prüfen wie z-B. Flächcncntsiegclung von Infrastruklurbrachcn, Knuf7Ahhuchung von
Ökopunktca.

Untere XaturschiitzbchOrdc

Der vorgelegte BebDuungsplan. ist aus dem rcciitskräftigcn Flächcnnulzungsplan cnlwickcit und
soll-ira vereinfachten Verlahren nach §l;3b BauGB gelUhrt werden. Zunächst bestehen aus hiesi
ger Sicht Bedenken. Da ortcnachutzreehtlich auf Bebauungsplan-Ebene in eine Ikfreluhgslage
hinein gcplaut würden rauss,„ist .unserer Bcliördc zunächst ein ärtcnsehülzrcchiUchcs Gutachten
vorzulegeri, nicht aüsgeschloi^i werden kaim, dass für bctfoftcnc (ItTenlandvogclarten CEF-
Maßnalimen beplanl und entwickelt werden müssen. >NTr weisen daraufhin, dass Aricnschutzbc-
lengc nicht abwägbar sind.

4.14

4.15

4.16

4.17

4.18

Zu 4.17

Erläutetung:
Da es sich bei dem voiliegenden Bebauungsplanentwurf um ein Planverfahren ge
mäß § 13b BauGB handelt, sind Ausgleichsmaßnahmen für die durch den Bebau
ungsplan ermöglichten Eingriffe In Natur und Landschaft planungsrechtllch nicht er
forderlich. Lediglich im Zusammenhang mit dem Artenschutz Ist vorgesehen, land
wirtschaftliche Flächen dahingehend in Anspruch zu nehmen, als auf diesen Blüh
streifen in Abstimmung mit dem zuständigen Landwirt errichtet werden, um diese
Flächen für Offenlandarten vwe z.B. der Feldlerche als Ersatzhabitate zur Verfügung
zu stellen.

Beschlussvorschlag:
Der Hinweis, dass sofern im weiteren Verlauf der Planung Ausgleichsmaßnahmen
notwendig werden, die Umsetzung nicht auf landwirtschaftlich genutzten Flächen er
folgen soll, wird zur Kenntnis genommen. Da es sich jedoch um einen Bebauungs
planverfahren gemäß § 13b i.V.m. § 13a, Abs. 2 Nr. 4 handelt, ist für die vorliegende
Planung ein Ausgleich der durch den Bebauungsplan ermöglichten Eingriffe in Natur
und Landschaft nicht erforderlich. Entsprechend kann auch von einer Inanspruch
nahme ggf. landwirtschaftlich genutzter Flächen zum Ausgleich der durch die Pla
nung ermöglichten Eingriffe in Natur und Landschaft abgesehen werden. Ergänzend
ist allerdings anzumerken, dass Im Hinblick auf den Artenschutz der artenschutz-
rechtliche Ausgleich in Zustimmung mit den betroffenen Landwrten durch die Schaf
fung von Blühstrelfen für Offenlandarten Innerhalb des Stadtgebietes von Groß-Um-
stadt vorgesehen ist.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellunänahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweis^
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dleburg,
Darmstadt

Stellungnahme vom 01.04.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Die.landwirt^hafiiichcn Flächen im Plähungsgcbici sind drainicrt. Tüt die,riach der .vorliegen-,
(Jen Planimg vetblcibendcn landwiitschaftlichcn Flächen ist zu gcwährielsicn, dass welicrhin die
völlunilänilUche Funkiionsföhigkcil de.s Oralragcsystcms erhalten bleibi. FM«i gegebenchtails
tiniallende Kosten sind durch den Bauträger zu übernehmen. Kinc Abstimmung niiv dem Vor
stand des DrainagevcrUandes Semd, Herrn Willi Mauß, Tel. 06078 / 912066. sehen'vvir hierbei
als crtbrdcriich an.

Wir weiseu darauf hini dass Iwi den Eirigrün'ungen, Bcpllanzuiigcn .soii-ie Kinfriedunjren im Plä-
nuhgsgebiel die C}renzab.stände zu d«ii landwiiischafllich genutzten Fläclicii und Wegen einzu
halten sind'(5| 38 - 40 und'45 HNRCr). Weiterhin ist bei Pflanzimgen von Bäumen und Siräu-
chcrii auf einen hinreichenden Abstand zum Drainägesystcra ni achten, damit eine Piinktionsbe-
eintfäciitigung der Draitiage durch Wurzeln auszuschließen ist.

Eine fiülizeitlge Beteiligung des Orlslandwirlcs.Andreas Lämmcimann, Tel. 06078/73827, bei
dervorllegondch Plaiiunghalten wirrürnotwendig.

Sollten im Verlauf der weiteren Planung Ausglcicli-smaßhahmen iiotttendig werden, Ist zu gc-.
währlcisien..;dass diese analog zu den Vorgaben von § 2 Abs. 7 Satz, i der'kninpensationsycr-
ordnung (Vcrordnuiig über die Dutehlührung von Kompensutioiismüßnnliraen, das Führen von
ökokontcn, deren Handclbarkcit und die Festsetzung von Fjtwtzzahhingcn .vom 26. OJrtnber
2018 - Kdmpensations-Vü) eniwiektill und umgesetzt werden.
Die Umsetzung ist nicht auf landwirtschaflUeh genutzten Fjüchen voizunchmen. Es sintI Alter
nativen zu prttfcn wie 7..B. ITächcncntsiegclung von Infr^irukiurbraehcn, KnuCAbbuchimg von
Ökopujiktcii.

Untere NaturschutzbcIiOrdc

Da.vorgelegte Bebauungsplan ist aiis dem rcelitskraftigch FlSchcnnubtiiugspian entwickelt und
solFim vereinfachten Verfahren nach §13b BauGB geführt werden. Zunächst bestehen aus hiesi
ger Sicht Bedenken, üa artcnschutzreehtlich auf Bebauungsplaii-Ebene in <ünc Hefreiungslage
hincm geplant Werden mu.ss, ist uiucrcr Behörde zunächst ein artcnschulzrechillchcs Outachtcn-
vorzulegen, da nicht ausgeschlossen wcidcn kanh, dass für betroffene OfTenlahdvogelmtdt CEF-:
Maßiiahraen beplanl und entwickelt werden müssen. Wir weisen darauf hin, däss Artcnschutzbc-
langc'nicht abwägbär sind.

4.14

4.15

4.16

4.17

4.18

Zu 4.18

Erläuterung;
Zwischenzeitlich liegt auch eine Artenschutzprüfung vor. Demnach besitzt das Plan
gebiet trotz seiner Siediungsrandiage aufgrund seiner großräumigen Gehöizfrelheit
und der Anbindung an eine ausgedehnte und strukturanme Kulturlandschaft eine ge
steigerte Bedeutung für Offenlandarten. Entsprechend ist die Anlage von zwei Blüh
streifen im Stadtgebiet von Groß-Umstadl vorgesehen. Hierdurch soll insbesondere
ein neues Revier für die Feldlerche im Landschatlsraum etabliert werden. Weitere
aus Artenschutzgründen notwendige Maßnahmen sind der Verschluss von Bohrlö
chern zur Vermeidung von Individualverlusten bei Reptilien, Klelnsäugem und Ver
tretern der Bodenathropoden-Fauna. Darüber hinaus werden verschiedene Maßnah
men empfohlen, etwa die Quartierschaffung für Fledermäuse.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadl-Dieburg zur
Erstellung eines artenschutzrechtlichen Gutachtens werden zum Anlass genommen,
die Ergebnisse der vorliegenden Artenschutzprüfung im Bebauungsplan zu berück
sichtigen und die Artenschutzprüfung der Begründung des Bebauungsplanes als An
lage beizufügen.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) i V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Der Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dleburg,
Darmstadt

Stellürignahme/Anregung

DI« föxtlieUc Fcstscßuntj.fiir die gcplimtc Mnßna^icnfläche-Strcuobswiuse- Sfollte uni das Ab*
rüiimen des Mabdgules uiid unii den Ausschluss eines:Zauae5 ergänzt"wcrdcn.-Die Öbstbaijine
können aucJt mit KlnzclverbißsdVutz gesiclierl werden.

Untere Detiluualscfiutzbehörde

Altlsstcii.
Werk-<*eb3udemanagement-

Es werden keine ßedeDken und Anregungen vorgeinigen..

Mit iTeundlichen. Größen
Im Auftrag

4.19

Stellungnahme vom 01.04.2019

Beschlussfassung

Zu 4.19

Erläuterung:
Der vorliegende Planentwurf vom Januar 2020 verzichtet gegenüber dem Planent
wurf In der Fassung der Trägeranhörung vom 11.01.2019 auf die ursprünglldi Im
Nordwesten festgesetzte Streuobstwiese zugunsten einer öffentlichen Grünfläche -
Spielplatz. Die ursprünglich im Entwurf vom Januar 2019 vorgesehene Spielplatzflä-
che wurde Im vorliegenden EntwAjrf zugunsten einer Baulandfläche aufgegeben und
nach Westen verschoben.

Beschlussvorschlag:
Die Anregung des Kreisausschuss des Landkreises Darmstadt-Dieburg, die textliche
Festsetzung für die geplante Maßnahmenfläche - Streuobstwiese, um das Abräumen
des Mahdgutes und um den Ausschluss eines Zaunes zu ergänzen, wird zur Kennt
nis genommen. Der für die öffentliche Auslegung vorgesehene Bebauungsplanent
wurf streicht jedoch ersatzlos die ursprünglich Im Vorentwurf vom 11.01.2019 vorge
sehene Streuobstwiese zugunsten der Festsetzung einer „Öffentlichen Grünfläche -
Spielplatz", da anstelle der ursprünglich im VorentVAjrf vorgesehenen „Öffentlichen
Grünfläche - Spielplatz" im Nordwesten des Plangebietes mit Blick auf die Nachfrage
nach Wohnbauflächen eine Ausweisung dieses Teils des Bebauungsplangebietes
als Allgemeines Wohngebiet" erfolgt.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder HInweisen

5  Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Darmstadt Stellungnahme vom 04,04.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Sehr geehfts DaiTiöfi ohcl Herren,

gegen die Aufsleilung des o.a. ßebauühgspliaiee vrerden v-cn Seiten unserer Bsliörde 'Keine
grundsälzlichan Bedenken oder Änderungs'/mnsche vorgebracht.

Dis . Belange dar he-weriAfctMiologie öihd iausreioriehd bsröcksiphUgl' (Punkt, 1 der Hinweise irn..
Texiteil der Karle).

Kihweis: Die vorliegende Stellungnahme Verhätt^sich ausschiießiicivzu den öffentlichen
Belangen dos Bodendenkmalschützes und der Bodertdenkmalpflege. Eine gesonderte
Stellungnahme zu den Belangen des Balldenkmalschutzes und der BautJenkmafpfiege ;
behält sich die DenkmalfachljohÖrde vor.

.Mit fieundüchen GriiUen

im Aufimg

6.1

Zu 5.1

Beschlussvorschlag:
Der Hinweis des Landesamtes für Denkmalpflege Hessen, wonach die vorliegende
Stellungnahme sich ausschließlich zu den öffentlichen Belangen des BodendenkmaH
Schutzes und der Bodendenkmalpflege verhalte und eine gesonderte Stellungnahme
zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege sich die
Denkmatfachbehörde vorbehalte, wird zur Kenntnis genommen.

Ttomas Sockpr MA
Borlrksarchaijlogo
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Steilüngriahmen nach § 4 (2) i,V m. 13b BäuGB mit Anregungen oder Hinweisen

Polizeipräsidium Südhessen, Darmstadt Stellungnahme vom 22.03.2019

Stellunghahme/ Anregung Beschlussfässung

Sehr geehrte Damen und Herren,

lunSchst bedankeri wir uns'für die ti.nW'ndung der PoUmI iuni oben genannteh öetreff.

Aus vdrfcehfsponreiiicherSIcht'bestehen ghin^llülch keine Bedenken, jedoch s^en Im EinmOndcngibereich der .
Begegnungsfaii PW/PKW/Fül^nger, btV^. UCW/PKW/fußginger geprüft und durch Schleppkurvehnachwels belegt,
werden, dass.es dort nicht wn> konfiikt luim Nachteil der schwächeren.Verkehfsteilrte^^^ koriinit, inshe.»rtdefdda
die'AusfOhnJnglih Mischpriinfp ohnehauHt^e Trennung In Fahrbahn und Gehweg'gepiant ist.
Wlr'erhpfehieh,dic..Fadil>ehdrden bereits in der Planungsphase 2Ü beteUfgeh. Ihsbesonderc.bei derregelkonformen
Aüsgesta'icungderMischMriehrsfllicHeund ̂ fls. PatkfiSchen.

Wir bitten um weitere Beteiilgung in der Erschließuttgs* und AusfUhriiiigsplanune.

Für nGckfraeet) stehen wir gidne.zür'VerfOguhg.

Mitft'eundllchenGrtißen
(mAuhrag,

6.1

Zu 6.1

Erläuterung:
Wie bereits unter Pkt. 4.9 dieser Vorlage ausgeführt, liegt eine erste Vorplanung be
züglich des Straßenbaus und der Gestaltung der vorgesehenen Erschließungsstra
ßen vor. Im Einmündungsbereich Ist dabei In Anblndung an den bereits Im westli
chen Teil des Buschweges vorhandene Gehweg sowie eine Fortfühning desselben
im Einmündungsbereich auf der westlichen Seite in einer Breite von 1,50 m vorgese
hen, an die sich eine 5,50 m breite Fahrbahn, die sich noch zum Einmündungsbe
reich verbreitert anschließt sowie ein 1 m breiter Gehweg.
Wie bereits erläutert, ist vorgesehen, diese im Mischprinzip, d. h. ohne trennende
Hochborde auszuführen mit optischer und baulicher Trennung durch die geplanten
Rinnen zwischen Gehweg und Fahrbahn. Mit Blick auf die relativ geringe Größe des
Wohngebietes und die Erschließung über den Buschweg ist ein Lkw-Verkehr eher
als Ausnahme nach Fertigstellung des Baugebietes zu betrachten, weshalb im Be
gegnungsfall auf das Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme verwiesen werden
kann.

Beschlussvorschlag:
Die Anregung des Polizeipräsidiums Südhessen, im Einmündungsbereich dem Be
gegnungsfall Pkw/Pkw/Fußgänger und Lkw/Pkw/Fußgänger zu prüfen und die Fach
behörden zu beteiligen w'rd für die anstehende Straßenplanung bzw. das folgende
Bebauungsplanverfahren zur Kenntnis genommen.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil G Stellungnahmen nach § 4 (2) I.V;ni. 13b BauGB mIt Anregungen oder Hinweisen

Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Steliungnahme vom 25.03.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Sehr goohrte Daman undHorron,

unter Hinwels aiff.§ 1 Abs. 4 BauGB tejie ich Ihnen mit. dass der o.g. Bebauungsplanentwurf
an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung angepasst Ist. Allordings besteht die
Notv/endigkeit um.dem §- 1a (2) BauGB ....sparsamer Umgang mit Grund und Boden..." und

dem Z. 3.4.1 .-9 des Regionalplanes Südhess'en/Regionalem Flächennutzungsplanes 2010 zu
genügen, die baulichen Ober- und Untergrenien der durch die getroffenen Foistsetzungen
ermöglichten Dichten zu berechnen und in der Begründung darzulegen.

Aus der Sicht des Naturschutzes und der LandscheftspBege verweise ich weiterhin auf die

Steliungnahme der zuständigen unteren Natürschutzbehörde. Vom Geltungsbereich der
0. g. Baiiieitplarxung sind Veine Natur- oder Landschaftsschutzgebiete betröffen.

Aussicht der Abteilung Arbettsschutz und Umwelt nehme ich wie folgt Stellung:

Wasserversorgung / Grundwasscrschulz

Bitte legen Sie die Sicherstellung.der Wasserversorgung für'das Baugebiet dar. Der gnsamle
Wasserbedarf (Trink-, Betriebswasser) Ist zu ermitteln (Jahresmenge und Spitzenbedarf). Bei
der Bedarfsermittlung ist bereits auf eine sparsame, rationelle Wassorvarwendung zu achten.

Der Nachwejs, dass der gesamte Wasserbedarf durch den zustlndigeri Wasservetsorgcr ge
deckt werden kann, ist zu erbringen. Es ist darzustellen, ob im Rahnten dor bestehenden
Wassorredtte und der Fördermengen der letzten 5 Jahre die Trinkwasserversorgung sicher
gestellt ist

Das Plangebiet liegt in der geplanten Zone III B des sich im Festsetzungsverfahren befindli
chen Wasserschutzgebiets für die Gewmnungsanlagen Brunnen I - XIH des Zweckverbahdes
.Gruppenwasserwerk Dieburg..DieVer- und Gebote sind in Anlehnutig an die Muster-
Wa-sserschutegebietsvarordnunglStAnz, 13/1996 S.991 ff,) zu beachten. Ich bitte Sie di'esals
Hinweis in den Textteil des Bebauungsplans aufzunehmen..

Abwasser

Das Abv/asser aus dem geplanten Baugebiot ist den kohnniunalen Abv/asseranlagen zuzufüh
ren. Die Erschließung des Baugebfetes ist erst dann zulässig, wenn die Nachweise über die

geordnete Ableitung durch das komrhunale Kanalnelz und die ordnungsgemäße Abwasser

behandlung aus der entstehenden Belastung der komrnunalen Kläranlage gewährleistet isL
Aus den Nachweisen resultierende Maßnahmen sind vor Beginn der weiteren Erschließung
umzusetzen: Die Nachweise sind dem Reglerungsprasldium Darmstadt vorzulegen.

Unbelastetes Regenwasser ist nach Möglichkeit in das Grund^wasser zu versickern oder in ei
nen Vorfluter einzuloilen. Für die Versickerung bzw. Einleitung .ist bei der zuständigen Was-
serbehörde die Erlaubnis nach 5 8 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zu beantragen.

7.2

7.3

7.4

7.5

Zu 7.1

Erläuterung:
Bezüglich der ermittelten Dichtewerte kann auf Pkt. 4.11 B der Vorlage verwiesen
werden.

Mit Blick auf einen möglichst sparsamen Umgang mit Grund und Boden ist zum ei
nen darauf zu verweisen, dass bei gleichbleibender Größe des Piangebietes durch
die zusätzliche Ausweisung einer Baulandfläche im Nordwesten des Plangebietes
sowie durch die Änderung des Maßes der baulichen Nutzungen für die geplante
Ortsrandbebauung eine höhere Ausnutzung des Gebietes insgesamt gegenüber
dem Planentwurf in der Fassung der Trägeranhörung planungsrechtlich ermöglicht
wird.

Beschlussvorschlag:
Die Anregung des Regierungspräsidiums Darmstadt zur Berechnung der Dichte
werte auf der Grundlage der getroffenen Festsetzungen wird aufgegriffen und die
Begründung entsprechend ergänzt.

Zu 7.2

Erläuterung:
Laut voriiegender wasserwirtschaftlicher Stellungnahme reichen die genehmigten
Fördermengen zur Versorgung des Plangebiets aus.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadl im Zusammenhang mit der
Wasserversorgung des Plangebietes wurden zum Anlass genommen, eine wasser
wirtschaftliche Stellungnahme zu erarbeiten. Eine ausreichende Wasserversorgung
kann demnach sichergestellt werden. Die wasserwirtschaftliche Stellungnahme wird
Anlage der Begründung.

Zu 7.3

Erläuterung:
Siehe Pkt. 4.1 dieser Vorlage

Beschlussvorschlag:
Das Regieryngspräsidium Darmstadt wird bezüglich seines Hinweises, wonach das
Plangebiet innerhalb der geplanten Zone III B des sich im Festsetzungsverfahrens
befindlichen Wasserschutzgebietes für die Gewinnungsanlagen der Brunnen I bis
XIII des Zweckverbandes Gruppenwasserwerk Dieburg liege, auf den entsprechen
den Beschluss zur Stellungnahme des Kreisausschusses des Landkreises Darm-
stadt-Dleburg venwiesen.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) I.V.m. 13b BäuGB mit Anregungen oder Hinweisen

Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 25.03.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Sehr geehrte Dornen urid Herron,

unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB.leüe ich Ihnen mit, dass der o.g: Bebauungsplanentwurf

an die Ziele.dor Raumordnung urtd Landasplanung angepasst ist. Alierdings besteht die
Notwendigkeit, um dem §'la (2)6ouGB „...sparsamer Umgang mit Grund und Boden...' und
detn:2.'34.1.',9 des ReQionalplanes SüdHessen/Reglonalern Flächeririut2ungGplanes2010zu
genügen, die baulichen Ober- und Untergrenzen der durch die getroffenen Festsetzungen
ermöglichten Dichten zu berechnen und in der Begründung darzulegen.

Aus der Sicht des Naturschutzes und der Landtchaftspflege verweise Ich weiterhin auf die
Stellungnahme der zuständigen unteren Naturschutzböhärde. Vorn Geltxingsbereich der
o. g. Bauleitplanung sind keine Natur- öder Landschaftsschutzgebiete betroffen.

Aus Sicfit der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt nehme ich wie folgt Stellung:

Wasserversorgung / Grundwasserschütz'

Bitte legen Sie die Sicharstellung der Wasserversorgung für das Baugebiet dar. Der gosamte
Wasserbedarf (Trink-, Betriebswasser) ist zu ermitteln (Jahresmeoge und Spitzenbedarf). Bei
der Dudaffsormiitiung Ist bereits auf eine sparsame, rationelle Wassorverwendung zu achten.
Der Nachweis, dass der gesamte Wasserbedarf durch den zuständigen WasserVersorgergo'
dockt werden kann> ist zu erbringen. Es ist tfärzusieüen, ob im Rahmen der bestehenden
Wasserredite und dar Fördermerigen der letzten 5 Jahre die Trinkwasserversorgung sicher
gestellt ist

Das Plangebiet liegt in der geplanten Zorie JH B des sich im Festsetzungsverfahren beflndli-,
chen Wasserschutzgebiets für die Gewinnurigsaniagen Brunnen 1 -XIII des Zweckverbandes
Gruppenwasserwerk Dieburg. Die Ver- und Gebote sind in Anlehnung an die Muster-
Wasserschutzgebietsverofdnung (StÄnz. 13/1996 5.991 ff.) zu beachten. Ich bitte Sie dies als
Hinwels in den Textteil des Bebauungsplans aubiunehmen.

Abwasser

Das Abwasser aus dem geplanten Baugebiot ist den kommunalen Abwasseranlagen zuzufüh
ren. Die Erschließung des Bougcbietes ist erst dann zulässig, wenri.dle Nachweise über die
geordnete Ableitung dürch;das kommunaleXanalnetz und die ordnungsgemäße Abwässer-
behandlung aus der entsteheriden Boiastüng der kommunalen Kläraniage gewährleistet ist.
Aus den Nachwelsen resultierende f^aßnahmen.sind vor Beginn der weiteren Erschließung
umzusetzen. Die Nachweise sind dem Regierungspräsidium Darmstadt vorzulegen.

Unbelastetes Regenwasser ist nach Möglichkeit in das Grundwasser zu versickern oder in ei
nen Vorfluter einzuleiten. Für die Versickertifig bzw. Einleitung ist bei der zuständigen Was-
serbehörde die Erlaubnis nach § ß Wasserhaushaltsgesetz (WKG) zu beantragen.

7.1

7.2

7.3

7.4

7.5

Zu 7.4

Erläuterung:
Derzeit Ist nach Prüfung von zwei Varianten (Emchtung eine Trenn- oder Mischsys
tem) vorgesehen eine Mischkanalisation zu errichten. Hierzu ist jedoch ebenfalls ein
Rückhaltebecken erforderlich, welches der Bebauungsplan planungsrechtiich durch
entsprechende Festsetzungen berücksichtigt.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt zum Thema Abwasser wer
den zum Anlass genommen, die zv/lschenzeltlich vorliegenden Erkenntnisse zur Ent
wässerung des Plangebietes In der Begründung darzulegen.

Zu 7.5

Erläuterung:
Siehe Pkt. 4.2 dieser Vorlage

Beschlussvorschlag:
Das Regierungspräsidium wird bzgl. seines Hinweises zur Versickerung von Nieder
schlagswasser auf den entsprechenden Beschluss zur Stellungnahme des Kreisaus
schusses des Landkreises Danustadt -Dieburg verwiesen.

Seite 25 von 39



Bebauungsplan „Buschweg"

Teil e Stellungnahmen nach § 4 (2) I.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen

Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt

Stellungnahme/ Anregung

Stellungnahme vom 25.03.2019

Beschlussfassuhg

Bodenschutz

Aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen Landesarntes für Umwelt und Geologie erge-
ber> sich für den Piangeltungsbereich keine Hinweise auf das Vorhandensein von Altflachen
(Akstandoiie, Altablagerungen), schädliche Bodenveränderungen und/oder Grundwasser-
schäden. Von meiner Seite bestehen somit nach derzeitigem Kotmtnisstand keine Bedenken
gegen das o. a.Vorhaben.
Ich bitte, foigenden Hinweis in die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan aufzuneh

men:

•  Bei aiien Bsumaßnahmen. die einen Eingriff in den Boden erfordern. Ist auf orga-
noleptische Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse,
die den Verdacht einer schädlichen Budenveränderung begründen, sind diese um

gehend der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidiurn Oarmstadt, Abteilung
Arbeitsschütz und Umwelt Darmstadt, Dezernat iV/Da 41.5, Borienschu'tz, mitzuteilen.

Darüber hinaus ist ein Fechgutachfer in Aitlastenfragen hinzuzuziehen.

Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des S 2 AbsiS Bundes-ßodenschutzgesetz sirid
Bceiriträchtlgungen der Boclenfunktionen.'die geeignet .sind, Gefahren, erhebliche Nachteile
oder orhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgetneinheit herbeizuführen.

2. Vorsoraender Bodenschütz

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden, § 1 a Abs. 2 ßauge-
setzbuch: Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner naturlichen
Funktionen sowie seiner'Funktion ais Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so v/eit wie
mÖgiich'vQrmledcn worden, § 1 SotZ:3 Bundos-Bodenschuizgesetz.

Auf die Behandlung des Schutzguts Boden ist iri der Begründung des Bebauungsplanes öiri-
zugehen.

Immissipnsschutz und Oberflächengevuässer
Es bestehen keine Bedenken.

Es sind Angaben zu machen, ob die Planung Auswirkungen auf gev/erbliche Anlagen oder
entsprechend .genutzte bzw. geplante Flächen haben kann oderob'die Planung selbst Aus-
wirkung'en vor gewsrblichen'Aniagen oder entsprechend genutzten bzw. geplanten Flä'chen
ausgesetzt sein kann. Weiter sind An'gaben zu Lärm, insbesondere Verkehrslärmi Lufthygiene
(Staub/Geruch), Erschütterungen, Licht, Strahlung und Klinga zu machen«

7.6

7.7

Zu 7.6

Erläuterung:
Der Bebauungsplanentwurf in der Fassung der Trägerbeteiiigung beinhaltet bereits
einen entsprechenden Hinwels auf die Mitteilungspflicht von Bodenbelastungen.

Beschtussvorschlag:
Die Anregung des Regierungspräsidiums Darmstadt, einen Hinweis In den Bebau
ungsplan bezüglich der Mitteilungspflicht von Bodenbelastungen aufzunehmen, führt
zu keiner Änderung der Planung, da ein entsprechender Hinwels bereits Bestandteil
des Bebauungsplanentwurfes Ist.

Zu 7.7

Beschlussvorschlag:
Der Anregung des Regierungspräsidiums Darmstadt, auf die Behandlung des
Schulzgutes „Boden" in der Begründung des Bebauungsplanes einzugehen, wrd
aufgegriffen.

Zu 7.8

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Regierungspräsidiums Darmstadt, wonach Angaben zu ma
chen sind, ob die Planung Auswirkungen auf gewerbliche Anlagen oder entspre
chend genutzte bzw. geplante Flächen haben kann oder ob die Planung selbst Aus
wirkungen von gewerblichen Anlagen oder entsprechend genutzten bzw. geplanten
Flächen ausgesetzt wird, werden ebenso zur Kenntnis genommen wie die Anregung
Angaben zu Länn, insbesondere Ver1<ehrslärm, Lufthygiene, Staub, Strahlung und
Klima zu machen.

7.8
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) I.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinwelsen

Regierungspräsidium Darmstadt, Darmstadt Stellungnahme vom 25.03.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Berga t/^lcht

Als Date'ngrufidiage für die Stellungnahme würden folgende Quellen herangei.ogen'..
Minsichtlich der.Rohstoffsicherung: Regionalplan Südhessen/Recilonater FläcHennutzungs-
pian 2010; RohstoffsicherungsScarte (KRi 25} des HLNUG;
Hinsichtlich der aktuell unter Berga jfsicht stahendBn Betriebe; vorliegende und_genehmigte
Betriebspläne;
Hrnsichtlich des Ältberobaus: bei der Bergaufsicht digital und analog vorliegende Risse«, in
der Datenbank vorliegende Informationeni Kurzübersichten des ehemaligen Bergamts Weil
burg über früheren Bergbau. Die Recherche beruht auf den iri.Inhaltsverzeichnissen des Ak
tenplans inventarisierteh Bestanden von Berechtsarhs- und Belriebsakten früherer Bdrgbau-

betriebe ürid in hiesigen Kartenschränken aufbewahrten Rlssbiättern; Die Stellungnahme
basiert daher hinsichtlich desAltbergbaus einer urivollständlgeh Datenbasis.

Anband dieser Datengrundlage wird zum Vorhaben wie folgt Stellung genomrrien:
Rohstoffslcheruno: Durch das Vprhaben.dnd keine RohstoHsIcherungsilächen betroffen.

Aktuelle Betriebe: Es befinden sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden.Betriebe im
Planbereich und dessen näherer Umgebung.

terlagen zufolge bishcr.kdin Bergbau urngegangen.
Dom-Vorhaben stehen aus Sicht derBergbehörde keine Sachverhalte entgegen.

Weitere Arireguhgen und/oder Hinweise werden nicht gelter^d gemacht.

Mit freuhdlichan Grüßeni

Im AufU'ag

Karin Schwab.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen
Regierungspräsidium Darmstadt - Kampmittelräumdienst des
Landes Hessen, Darmstadt

Stellungnahme vom 18.03.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassuhg

Sehr'geehne Damen' und Hörren,

Ober die Ith lagep[an bczeichrrdc Flache liegen derh Karripfmittelräumdlehst •
aussagefähige Luftbilder vor.

Eine Ausnvertung dieser Luftbilder hat keirian begründeten Verdacht ergeben; dass rnit dem
Auffinden von Bonftbonblindgüngern zu rechnen ist. Da auch .sonstige Erkenntnisse, über eine
mögliche Munitionsbelasturig dieser Fläche nichtvorüegeh, ist eine systerriatisch© Flächen
absuche nicht erforderlich.

Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen Im'Zuge.dcr.Bauarbeiten doch
ein kampfrnittclverdächtigor Gegenstand gefunden werden sollte, bhtc ich Sie, den Kampf
mittelräumdienst unverzüglich zu verständigen.

Sie werden gebeten, diese Stellungriehme in alten Schritten dös Gauloltverfahrens zu ver
wenden, sofern sich koirio wesentlichen Flächenänderungen'ergeben.

Mit fr'eundlicheri Grüßen

Im Auftrag.

gez. Rene Bennert

8.1

Zu 8.1

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des Kampftnittelräumdlenstes des Landes Hessen, wonach eine
Auswertung der Luftbilder keinen begründeten Verdacht ergeben hat, dass mit dem
Auffinden von Bcmbenblindgängern im Plangebiet zu rechnen ist und auch sonst
keine Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung vorliegen und somit eine
systematische Flächenabsuche für nicht erforderlich erachtet wird, werden zur
Kenntnis genommen und in der Begründung dargelegt. Darüber hinaus wird in den
Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, wonach bei Fund von kampfmittelver
dächtigen Gegenständen im Rahmen der Bauarbeiten das Kampfmittelräumdienst
unverzüglich zu verständigen ist.
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Darmstadt Dieburger Nahverkehrsorganisation, Darmstadt Stellungnahme vom 13.03.2019

Steliungnähme/ Anregung Beschlussfassung

Sehr geehrter Herr Heintz,

wir haben die.Unterlagen zum o.g. Verfahren am 27:02.2019 erhal
ten und zwischenzeitiioh gesichtet,

tias geplante Wohngebiet liegt maximal 350 Melef von der Haltestel
le „Sernd Schule" entfernt, die von den Linien GU2 lind X78 bedient'
wird. Nach den Vorgaben des aktueil gültigen Nahyerkehrspians ist
der Bereich somit sehr gut in das.beslehende ÖPNy-Liniennetz inte
griert. Zudem ist'zu tiegrüßen, dass das plangegenständliche Äre'al
Uber einen Fuß- und Rädweg direkt an die Groß-Umstädter Straße (L
3115) angeschlossen werden soll, v/as die Weglänge zur o.g. Halle
stelle deutlich verktirzt.

Insofern ist zu konstatieren, dass dem Planungsziel unsererseits kei
ne Bedenken entgegenstehen.

Gerne stehen wir Ihnen als zuständige lokale Nahverkehrsorganisa
tion zum Themenbereich Mobilität zur Verfügung.,

9.1

Zu 9.1

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen der Darmstadt Dieburg Nahverkehrsorganisation zur Anbindung
an das öffentliche Verkehrsnetz werden zur Kenntnis genommen und die diesbezüg
lich vorliegenden Erkenntnisse in die Begründung aufgenommen.

MitTreundlichen Grüßen

Matthias Altenhein
-Geschäftsführer-

i. A, Ralph Öäy
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Teile Stellungnahmen nach § 4 (2) l.V.rh, 13b BauGB mit Äriregungen oder.Hinweisen

10
Der Magistrat der Stadt Groß-Umstadt, Groß-Umstadt
Abt. 240, Straßen-, Kanal- und Trinkwasserleitungsbau

Stellungnahme vom 04.04.2019

Stellungnahme/Anregung Beschlussfassung

Sehr goehrlör Herr Heinz. .

bezugnehmend^ Schreiten vom 26.02.2019, möchten wir Sie.bitlen tptgende
Ergänzungen bei Punkt 11 Ver-und Enlsorgung vorzunehmen:

Die Stchersleliung der erforderiichen Ver- und Entsorgungsleitung liegt im
ZusiändigkeUsbereich der Stadt Groß-Umeladt Aöleiking 2-lC Ken/ii • und

Die Ver- ünd Entsorgung soll durch den Ansdilüss an das bestehende Nett sl^ei^ecleiüt
werden.

Das Piangebiel liegt innerhalb des im Festsetzungsvedähreh boJindliciien
Trinkwasserechulzgebleles der Trinkwassersühulzzone Iii 8 der Brünnen I Xlil des
Zvi/eckverbandes Gruppenwasserwerk Dieburg.

Vorgesehen ist. des 'ahfaüende Niederächlagswasser zu sammeln und in die Semme
abzuleiten.

Pdvs^tunlitbcke üuso M ^ucNcusr tu wr u! ttm l
U* r r<'cl r* (L. Ca ! es uf i f i «t <» t tur t

r r tt 0 0 i 1 i s v i au r t 11 m t « *■ »
«in«fVariekfi::>;fi<jzugerühirw^df;d<;ri:.:tiVjS;U':r-5h

», V f 3 r h ! 5 , 1 1 f i tx. 1 h " t , A * « c!
fmü 10 fe'nüt (Jan RtiuemrusserkanÄi a'/izu;0iten

10.1

OlfortlHch'^Cru dstUck#- z Z l xnd rä n t n np f x '=:(• ' i ijr ""
I n) /1) u t K5 d M ' ! w i r ^ t t! { i f l ci fy r

< t < D « iC« t i t il 1 L l I fl U f U 1 V Chp t ) < i t> u ti
tt t dfi t i Up f 11 f? t d /1 I V > yj i t Dw Flechen
sind, sofernnictit aus wasserNvirlschafllicnen Beiangen eine Sefestigum) bzw. Ver^egelung
erfcrderiidi isl üJ begrünen. • - •

./

incu

10.2

10.3

■ Frank Klöilmann
- Abtfiiiunflftieiler -

Zu 10.1
Erläuterung:
Siehe Pkt. 4.1 dieser Vorlage.

Beschlussvorschlag:
Der Hinwels der Abt. 240, Straßen-, Kanal- und Trinkwasserieitungsbau auf die Lage
des Plangebietes Innerhalb des im Festsetzungsverfahren befindlichen Trinkwasser
schutzgebietes zur Trinkwasserschützzone III B der Brunnen I bis XIII des Zweckver
bandes GruppenwasserwerK Dieburg führt inhaltlich zu keiner Änderung der Pla
nung. Diesbezüglich Ist auf den entsprechenden Beschluss zur Stellungnahme des
Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg zu verweisen.

Zu 10.2
Erläuterung:
Zwingend für die Festsetzung einer Versickerung ist die Durchführung entsprechen
der Bodenuntersuchungen um sicherzugehen, dass eine Versickerung an der Stelle
überhaupt möglich ist. Laut vorliegendem Baugrundgutachten sind die in der Unter
suchungsfläche anstehenden Löß- und Lößlehmschichten für eine Versickerung
nennenswerter Mengen nicht geeignet, parüber hinaus setzt auch die Festsetzung
einer gedrosselten Ableitung überschüssigen Niederschlagswassers in den Regen
wasserkanal zwingend eine vorliegende Entwässerungsplanung mit dementspre-
chendem Nachweis vor. Vorgesehen ist nach derzeitigem Kenntnisstand das Plan-
geblet durch Anbindung an den Mlschwasserkana! zu entwässern. Als Puffer Ist der
zeit die Errichtung einer Ruckhalleanlage auf der im Westen des Plangebietes fest
gesetzten Retenticnsfläche vorgesehen. Ergänzend ist anzumerken, dass Im Zu
sammenhang mit dör Abwassersätzung der Stadt Groß-Umstadt durchaus ein Inte
resse des zukünftigen Grundstückseigentümers darin besteht, unbelastetes Nieder
schlagswasser möglichst nicht in die Kanalisation einzuleiten, sondem selbst zu ver
werten. Es wird daher empfohlen, einen Hinweis in den Bebauungsplan aufzuneh
men, das anfallende Niederschlagswasser in Zisternen mit einer Mindestgröße von 3
cbmzu sammeln und z. B. als Brauchwasser oder für die Gartenbewässerung zu
verwenden, sofem wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entge
genstehen.

Beschlüssvorschlag:
Die Ausführungen der Abteilung 240, Straßen-, Kanal- und Trinkwasserieitungsbau
Im Zusammenhang mit dem auf Privatgrundstücken anfallenden Niederschlagswas
ser werden zum Anlass genommen, eine entsprechende Empfehlung in den Bebau
ungsplan aufzunehmen, wonach das anfallende Niederschlagswasser in Zisternen
mit einer Mindestgröße von 3 cbm gesammelt und als Brauchwasser oder für die
Gartenbewässerung verwendet werden solle, sofem wasserwirtschaftliche und ge-
sundheltllche Belange nicht entgegenstehen.
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Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) I.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen

10
Der Magistrat der Stadt Groß-Umstadt, Groß-Umstadt
Abt. 240, Straßen-, Kanal- und Trinkwasserleitungsbau

Stellungnahme/ Anregung

Sehr goehrlor Herr Heinz,

bezugnehmend auf Ihr Schreiben; voßi 26.02.2019, möchten wir Sie bitten foSgendo
Ergänzungen bei Pciftkt 11 Ver-urtd Entsofgüng vorzunehmen:

Die Sichersleiiung der eiforderlichen Ver- und Entso^ungsleilung liegt im
Zuständigkeitsbereich der Stadl Groß-Umstadt Ableii-jng :'M Ssfeßen-.-Kii/MtVund

Die Ver- und Entsöt^urig ioil durch den Anschius-s an das bestehend© Netz sichsi^esleilt
werden.

Das Plangeblet liegt innerhalb des im Festsetzungsverfähreri befindlichen
Trihkwässerschulzgebietes der Trirkwassersctiutzzone Iii 8 der Brunnen I Xlil des
Zv/eckverbändes Gruppenwasserwerk Dieburg,

Vorgesehen ist. das ahfalfende Niederschiagswasser zu sammeln und Irt die Semme
abzuleiten. • . . •

r  Ir^iü 1 ( I) ä s t I 'S
' Brau;.iiwaj55i'sr odä fbi' Hie. G^!l<irib!5Ä-fjs&.Krun-;5 vrciv.-endei werdefi 'Obur&criüs^irji^^ ■

10.1

r  t n

t> i

. Die Flachen

O'fvnt ("itc-Crtro t k# z Z < i 's '
/t..t ^ K t t

i  ) t f t > il iA r i
n  » rc >1-1 i t M 5' N

sind; uofern nicttl aus wasserwirtsdiaflltcnen Befangetn eine SefesbguiKi bzw. Versisigelung
erforderlich ist, za/ begrünen.

•./

/•

10.2

10.3

" FranK Moiimann

- AbtBuunqsieiier

Stellungnahme vom 04.04.2019

Beschlussfassung

Zu 10.3

Erläuterung;
Der Bebauungsplanentwurf setzt bereits eine Fläche für Versorgungsanlagen, für die
Abfallentsorgung und die Abwasserbeseitigung sowie für Ablagemngen - Retentions-
fläche im Westen des Piangebietes fest. Vorgesehen ist die Entwässerung des Neu
baugebietes im Mischsystem. Dabei ist Im Neubaugebiet ein Mischwasserkanalnetz
zu errichten, welches dann an den bestehenden Mischwasserkanal im Westen ange
schlossen werden kann. Innerhalb der Retentionsfläche ist eine Rückhalteanlage in
Form eines Betonbeckens vorgesehen. Eine Begrünung der Betondecke ist dabei
möglich.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen der Abteilung 240 im Zusammenhang mit der Sammlung, tempo
rären Speicherung und Ableitung des Niederschlagswassers eine entsprechende
Fläche im Bebauungsplan festzusetzen, führen zu keiner Änderung der Planung, da
der Bebauungspianentwurf bereits eine entsprechende Retentionsfläche im Westen
des Plangebietes vorsieht. Vor dem Hintergrund der aktuellen Entwässerungspla
nung. die eine Errichtung eines Rückhaltebeckens mit Überdeckung vorsieht, wer
den allerdings die textlichen Festsetzungen diesbezüglich angepasst. um sicherzu
stellen. dass bei Em'chtung dieser baulichen Anlage auch eine entsprechende Be
grünung erfolgt.
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Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BaüGB mit Anregungen oder Hinweisen

11 e-netz Südhessen GmbH & Co. KG, Dairnstadt Stellungnahme vom 26.03.2019

Stellungnahme/ Ariregung Beschlussfassung

Sehr geetirie Damen und Herren,

Violen Dank für die Zusendung der Unterlagen.

Vor nehmen cazü'Steiiung für die Netze, der ENTEGA AG und dor 'ENTEGA Hea AG sowie deren'
Tochterunternehmen e-net?, Sitotiesseii GmOH & Co, KG.urrd ENTEGAMedianei GmbH.;Je nach
Areal Oeinhaltet die^St^iuhgriälifno eile Medien Slroiti. Gasl trinkwasser. FerhWa'rfn©.
Straaenbeleu^tüng, Teiekorrmünika'tiori und/oder Fernwirkiechnik.

In Semd sind w.r Netiöetreiber der Sparten Strom. Telekomunikat'on ßöv/;« Fernwirkf'dchnik und
Gas.

Gegen die vorliagende Planung boslehon keine Bedenken

Bei der weiteren Planung bitten wir zu beachten:

innerhalb des Geltjngsbereidres beenden sich Betriebsmittel unseres Untemerimens brw. der
ENTEGA AG. ßeä e'her Entwi'dmung von Wegeperzallen sirwl die Betnebemlltr^ im Grundbuch
dinglich zu Schern.

Die S}ro.mvs'so;rsung des Päar.ungsgebietes karjn rtyroh Ergänzung und Erwetterutjg i(.nseres
Besteheriden Versorgungsnetzes im Zuge der Erschlieliungsmaßnanmsn entsprechend öeni'
Lesluhgsbedert der zukünftigen Abnehme.'roaiisiert werden.

Die Gasversorgurig des Pianüfigsbercichs ist nur unter Beachtung der Wirtschaftlichkeil mögSc-h.
Di« Entscheidung über dio Gasversorgung wird gotrnfferv wenn die Pjariung aogeschassen ist-
u-hd die Kosten feststehen. Grundsatzlich sehen wir bei Gebieten mit reiner Wohnbecauung oder
einem MischgeWet nur noc-h dann die gassaitige Erschließung durch.den f<ohrleltungsbaU vor,
wenn beiteris des veranlWortiidhef} ErBchiießurigströgcre oder der zuständigen liommone die
tiefbauieisturigen ■kostehlrei" gestellt werden.
Hiniichtiiöv der gspishisn Anpflarrrungsmaßnahmen Itri ßei^tdi der leitungitrssso ist zu
beaditeß; dass.öefwurzeinde Baume it. DIN I8'920upd d€rt lecnnischen Riäiliinieh GW.125
einen Mir^astabstand von 2.5 m zu unseren Vetsorgüngs'eitungen aufweisen n^ussen. Wird
.dieser Abstand unterschritten, so sind cie Leitungen gegen vyurzeieinwjrküngen zu sictiem. oder
die Standorte der Baume dementsprechend zu verschieben. PfianzmaänahrriB» irn Nafibereich
unsere Belriebsmitte! sind deshalb voihor mit uns 862.ysbmni€n::VVir:beaiitragen. Leitungs- bzv/.
Ösumscnutzmaßnahmen in den pfanungsrocfttüchen Festsetzungon-zurr, öebauungspian
aufzunehmen.

Unterrichten Sie uns bitte auch Ober, den weiteren Verlauf Ihrer Piahungen,

Freundtfchfc'Grüße -
JÄ

Boreibt|spitef.N
i. A Ralf Cfihstöf ^
Netztietrieb'

11.1

Zu 11.1
Beschlussvorschlag:
Der Hinweis der o-netz Südhessen GmbH & Co. KG, wonach sidi Betriebsmittel des
Untemehmens bzw. der ENTEGA AG innerhalb des Plangebietes befänden, wird
zum Anlass genommen, einen entsprechenden textlichen Hinwels in den Bebau
ungsplan aufzunehmen sowe eine Empfehlung, wonach vor Erd- und Bauarbeiten
sich die Bauausführenden über die genaue Lage und den Verlauf der Im Gebiet vor
handenen Versorgungsleitungen bei dem jeweiligen Versorgungsträger in Kenntnis
setzen sollen.

Zu 11.2
Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen des e-netzes Südhessen GmbH & Co. KG zur möglichen Gasver
sorgung des Planbereichs unter Beachtung der Wirtschaftlichkeit werden zur Kennt
nis genommen. Eine Änderung der Planung ergibt sich daraus jedoch nicht.

11.2

Zu 11.3
Beschlussvorschlag:
In den Bebauungsplan wird ein Hinweis aufgenommen, wonach bei Anpflanzungs
maßnahmen im Bereich von Leitungstrassen zu beachten ist, dass tiefwurzelnde
Bäume It. DIN 18920 und den technischen Richtlinien GW125 einen Mindestabstand
von 2,60 m zu den Versorgungsleitungen aufweisen müssen. Bei Unterschreitung
dieses Abstandes sind die Leitung gegen Wurzeleinwirkung zu sichem sind oder die
Standorte entsprechend der Bäume zu verschieben. Pflanzmaßnahmen Im Nahbe
reich der Betriebsmittel sind vorher mit dem jeweiligen Versorgungsträger abzustim
men.
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12
Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V.,
Otzberg

Stellungnahme vom 16.03.2019

Stellungnahm^/ Anregung Beschlussfassung

Sehr geehrte Damen und Herren,

öj dem o.g. B-Plan-Entwurf nehmen wir zugleich im Namen des NatursciiutZ"
bundes Deutschland. LV Hessen e,V. (NABU) wie folgt Stellung:

Grundsätzlich bedauern wir die erneute Inanspruchnahme von bisher unvor-

bauten Fieinschen. Die bereits bestehenden Probleme in unserem diclit

besiedelten Raum werden dadurch wieder ein kleines Stück verstärkt, dies

gilt gleichermaßen für die enorme Verkehrsbelastung, den Vyssserverljraych,
die Abwassert^seitigung. die Üchtverachmutzung. zahlreiche vreitere infra-
staiktureinrichtungen und die Einengung der freien Landschaft als landwjrtscJiaft-
üch© Produktionsstätte. Erholungsraum und Lebensslätte für Pfiahzen und Tiere.
In Anbetracht der bekannten Probleme und der politischen Zielsetzung, den
Flächenverbrauch deutlich zu hsduzieren, ervrarten wir eine Überpianung der
Oerzeit gülligen Raumordnuhgs- und Flächennutzungspläne mit dem Ziel einer
Deutlichen Reduküon der geplanten Siedlungs- und Gewerbeflächen. Hierbei
setzen wir insbesondere auf die Stadt Groß-Umsladt, hier'haben die Verant>

V/ortiichen bereits in'der Vergangenheit mehdach bewiesen, dass Sie die
. bekannten Probleme ernst nehmen.

Für den konkret vorliegenden B-PlanrEntwurf kommen diese Obertegungen
vermutiic^ zu spät, un^re:nachstehenden Ausfuhrungen beschranken sich
auf wenige Forderungen, die aus Naturschutzsicht dringend notwendig er
scheinen:

•  Fdr den Veriust ah Lebensraum für Oftenlandarten müssen die

}<onipen5ation und dieArtenschutzmaGnahmenzi^ngend Im Oftenland
erfolgen, dies ergibt sich schon aus den katastrophalen RQcfkgängen be)
Arten des Offenlandes, we auch aus dem Mationalen-Nachhaltigkeltsirtdex
ersichllic^. Dabei sind temporäre Maßnahmen v,«nig zielführend, wichtig
sind demgegenCitÄf dauerhafte .Brachfiächen" Inmitten des Offenlandes,

. und abseits viel ger^ut^er Wege und Straßen. Umfang und Ausgestaltung
werden sich aus der beauftragten Näturschutzfachplanung ergeben.

-  Zur Minimteriing der Llchtverschmubtung sind aile Beleuchtungsmäß^
nahmen im öffentlichen Bereich in der Anzahl, der Höhe, der Intensität

und der Dauer zu beschränken. Grundsätzlich sind /nsektenfreundlfche

Leuchtrhittel zu verwenden.

12.1

12.2

12.3

Zu 12.1

Erläuterung:
Der derzeit gültige Regionaiplan Südhessen 2010 wird zurzeit überplant. Abschlie
ßende Ergebnisse hierzu liegen jedoch nicht vor. im Übrigen Ist auf die Flächennut-
zungsplanung der Stadt Groß-Umstadt zu verweisen und die dort dargestellten Bau
flächen. Je nach Bedarf und Erfordernis kann Im Rahmen der verbindlichen Bauleit
planung Baurecht geschaffen werden, sobald und soweit es für die städtebauliche
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.

Beschlussvorschlag:
Die Anregung der Hessischen Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V., im
Rahmen der Überplanung der derzeit gültigen Raumordnungs- und Flächennut
zungspläne eine deutliche Reduktion der geplanten Siedlungs- und Gewerbeflächen
vorzunehmen, wird zur Kenntnis genommen. Ein Änderungsbedarf der vorliegenden
verbindlichen Bauleitplanung ergibt sich daraus jedoch nicht, da weiterhin an der
Zielsetzung, der Schaffung von Wohnbauflächen zur Deckung der entsprechenden
Nachfrage im Stadtteil Semd, Vorrang eingeräumt wird gegenüber einer Erhaltung
bislang ackerbaulich genutzter Flächen.

Zu 12.2

Erläuterung:
Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde auch vor dem
Hintergrund weiterer Bauleitplanverfahren durch ein Fachbüro die Möglichkeit zur
Schaffung von Ersatzhabitaten bzw. Habitate für Offenlandarten innerhalb des Stadl
gebietes von Umstadt näher betrachtet.
Vorgesehen ist auf der Grundlage'der vorliegenden artenschutzrechtllchen Prüfung
zwei Biühstreifen anzulegen, um hier ein neues Revier für die Feldlerche im Land
schaftsraum zu etablieren. Der Bebauungsplanentwurf in der Fassung vom Januar
2020 berücksichtigt die Ergebnisse der artenschutzrechtllchen Prüfung dahingehend,
dass die anzulegenden Blühstreifen auf einem städtischen Flurstück (Nr. 59) als
„haftendes Grundstück" mit Eintragung einer entsprechenden Dienstbarkeit In den
Geltungsbereich (Teilplan B) miteinbezogen werden. Grundsätzlich soll jedoch die
Anlage der Blühstreifen in Pachb/erträgen zwischen Stadt und Landwirten geregelt
und umgesetzt werden. Deren Realisierung kann somit außertialb des Teilplanes B
erfolgen. Erst bei fehlender Umsetzung erfolgt die „Ersatzrealisierung" auf dem städ
tischen Grundstück Im Teilpian B.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen der Hessischen Gesellschaft für Omitholcgie und Naturschutz
e.V. werden zum Aniass genommen, vor dem Hintergrund der zwischenzeitlich vor
liegenden Artenschützprüfung die Anlage von zwei Blühstreifen fürOffenlandahenin-
nerhalb des Stadtgebietes von Groß-Umstadt vorzusehen. Die Ergebnisse der vorlie
genden Artenschützprüfung werden im Rahmen der Planaufstellung berücksichtigt.
(Fortsetzung von PId. 12.2 siehe nächste Seite)
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12
Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V.,
Otzberg

Stellungnahme/ Anregung

Stellungnahme vom 16.03.2019

Beschlussfassung

- Sehr geehrte Damen und Herren.

zü dem o.g. B-Plan*Ehtwurf nehmen wirzuglelchjm Namen des Natürschuiz-
bundes.Oeufschiand, LV Hessen e.V. (NABU) vwe folgt Stellung:

Orundsätziich bedauern wir die erneute Inansp.oichnahme von bisher unver-
baulen Freiflachen. Die bereits'bestehenden Probfeme in unserem dicht
besiedelten Raum Verden dadurch wieder ein kfeines StUc^ verstärld, dies
giit gleichermaßen für die enorme Verkehrsbelasturig. deri Wasserverbrauch,
die Abwasserbeseitigung, die Uchlverschmutzung. zahlreiche weitere Infra-
strukiureinrlchtürjgen und die Einengung der freien Landschaß als landwirtschaft
liche Produklionsstatte, Erholungsraum und lebensslätte für Pflanzeri und Tiere,
In Anbetracht der bekannten Probleme und der politischen Zieisetwing, den
Fisichenveibrauch deutlich zu reduzieren, erwarten vvir eine Überplanung der
Öerzeil gültigen Raüfnordnungs. und Fiächennutzungspfärte mit dem Sei einer
Deutlichen Reduktion der.geplanten Siedlungs- und Gewerbeflächen. Hierbei

. setzen wir insbesondere auf die Stadt Groß-Umstadt/hier haben die Verant

wortlichen bereits in der Vergangenheit .mehrfach bewiesen, dass Sie die^
iwtennlea Probleme ernst nehmen.

Für den, konkret vorliegenden B-P!an-Entwurf, keimen diese Überlegungen
vermutii'ch zu spät, unsere nachstehenden Ausführungen beschranken sich
auf wenige Forderungen, die aus Naturscmutzsi'äit dringend notwäidig er-
scheirien:'

-  Füf den Vertust an leberisfaum für Offenlahdarten müssen die
Kompensatiohünd die Arterischutzmaßnahmen zwmgend irh Offenland
erfolgen, dies ergiW sich schon aus den katastrophalen Rückgängen bei
Arten des Offeniafides, we auch aus dem Natiorialeh-Nächhaltigkeitsindex
ersichtlich. Dabei sind temporäre MaEnahmeri wenig zielfphrend. wichtig
sind demgegsnübor dauerhafte „Örsü^fiächen" iniTiiileri des Offeniandes
uhd afcsötls vfej genützter Woge und Straßen. Umfang und Ausgestaltung
werden sich aus c'srbeaüftragten-Naturschutzfachpianung orgeben.

-  Zur Mtntrhierung der Lichtvers^.müteung sind elie Beleüchtungsmaß-
nahman im öfferiftichen Bereich in derÄrirahl, der Höhe, der Iritensität

'  und der bauor zu beBtihrenken. ßfundsätziich sind insektenfreundliche
• LeüchtmittelZuvehweh^^^^ . \

12.1

(Fortsetzung von Pkt. 12.2)
Die Artenschutzprüfung vom Juli 2019 wird Anlage der Begründung.

Zu 12.3

Beschlussvorschlag:
Es vwrd eine entsprechende Festsetzung aufgenommen, nur insektenfreundliche
Leuchtmittel für die öffentlichen Straßenbeleuchtungen zu verwenden.

12.2

12.3
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen

12
Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V.,
Otzberg

Stellungnahme vom 16.03.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassurig

Der Einsatz von Photovoltalk- bjw. Solaraaiagen und die N'ufeung von
Regenwasser sollte auch für die Privalgrundslücke vorgesehen vrerden.
In den rechten V^nkeln im Ostfei! der ErschließungssUade und im Bereich
des Gebietes 3 sollte die Anpflanzungje eines kleinkronigen Baumes
vorgesehen werden.
Leider findet die Pflege von Slreuobstbäumen im Eigentum der, öffent
lichen Hand im Regö^ali nicht im orfoidoi iicfion Ütnfang statt, Wir regen
daher an, im Bereich der öffentlichen Flachen auf sveniger pflogeinten- •
sivB Arten zurückzugreifen, hier Waten sich Esskastanien. Walnuss-
bäurrie oder bei beengten Slandortverhältnlssen auch Ebereschen oder
Meblbeeren an. ■

Mit freundlichen GfOßen

X
W. Heimer

12.4

12.5

12.6

Zu 12.4

Erläiitenjng:
Der Bebauungspianentwurf in der Fassung vom Januar 2020 trifft keine Festsetzun
gen mehr bezüglich der Dacheindeckungen (siehe StW vom 05.09.2019). Entspre
chend ist die Errichtung bzw. der Einsatz und die Nutzung von Photcvoltaik- und So-
laraniagen nicht beschränkt. Bezüglich der Nutzung von Regenwasser ist auf
Pkt. 10.2 dieser Verlage zu verweisen.

Beschlussvorschlag:
Die Anregung der Hessischen Gesellschaft für Omithclogle und Naturschutz e.V.,
den Einsatz für Photcvoltaik- bzw. Sciaranlagen sowie die Nutzung von Regenwas
ser auch für Privatgrundstücke vorzusehen, führt zu keiner Änderung der Planung.
Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die die Emchtung von Photovoltaik-
bzw. Solaranlagen, etwa auf den Dächern der geplanten Gebäude ausschließen. Die
Errichtung und Nutzung derselben obliegt dem jeweiligen Hauseigentümer bzw. Nut
zer. Gleiches gilt für die Sammlung von Niederschlagswasser und dessen Verweiv
dung. Bezüglich Letzteren kann auf den entsprechenden Beschluss zur Stellung
nahme der städtischen Abteilung Straßen-, Kanal- und Trinkwasserleitungsbau ver
wiesen werden.

Zu 12.5

Erläuterung:
Vor dem Hintergrund der geplanten Straßenbreiten, den noch nicht feststehenden
Grundstückszuschnitten und deren Zu- und Ausfahrten wurde bewusst auf Baum-
pflanzungen innerhalb des Straßenraumes verzichtet. Im Rahmen der Ausbaupla
nung kann geprüft werden, ob entsprechend geeignete Flächen verfügbar sind und
auch unter Verkehrsgesichtspunkten die Anpflanzung eines kleinkronigen Baumes
innerhalb der festgesetzten öffentlichen Verkehrsfläche möglich ist. Auf Ebene des
Bebauungsplanes wird jedoch davon abgeraten, eine derartige Festsetzung zwin
gend vorzunehmen.

Beschlussvorschlag:
Die Anregung der Hessischen Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V. zur
Pflanzung von zwei kleinkronigen Bäumen innerhalb der Erschließungsstraße des
geplanten Baugebietes wird für die Ausbauptanung zur Kenntnis genommen. Mit
Blick auf die vorgesehenen Straßenquerschnitte der Erschließungsstraßen, der noch
nicht feststehenden Grundstückszuschnitte sowie fehlender Informationen über mög
liche Zu- und Ausfahrten wird auf Ebene der Bauleltpianung von der zwingenden
Festsetzung von Baumpflanzungen Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfiäche abge
sehen.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauG B mit An reg u ngen oder H i n weisen

12
Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V.,
Otzberg

Stellungnahme vom 16.03.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Der Einsatz voh Photovoltalk- bzw. Solaranlagen und die Nutzung von
Hegenwasser sbtite auch für die Pnvatgrundstücke vorgesehen werden.
In den rechten V^nkeln i'rn dsticil der Ei^chlioQungsstratäe und Im Bereich
des Gebietes 3 sollte die Anpflanzung jo eines kleinkronigen Baumes
vorgesehen werden.
Leider findet die Pflege von 6lreuobstb9umen im Eigentum der öffent
lichen Haf^d im Regetfail nicht im erforderiichen Umfang statt. Wir regen
daher an. itn Bereich der öffentlichen Flachen auf weniger pflsgeinten-
eivB Arten zurDcdaugreifeo. hier bieten sich Es^astanien. VValnuss-
baume oder bei beengten Standortvethältniesen auch Ebereschen oder
Mehibeeren an.

Mit freundlichen Grüßen

■■■■ ..
W. Helmer

12.4

12.5

12.6

Zu 12.6

Beschlussvorschlag:
Der Hinweis der Hessischen Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V., wo
nach die Pflege von Streuobstbeständen im Eigentum der öffentlichen Hand im Re
gelfall nicht Im erforderlichen Umfang stattfindet und daher angeregt werde im Be
reich der öffentlichen Flächen auf weniger pflegeintensiver Arten wie Esskastanie,
Walnussbäume oder bei beengten Standorten auch Ebereschen oder Mehlbeeren
zurückzugreifen, wird zur Kenntnis genommen.
Hinzuweisen Ist jedoch darauf, dass Im Bebauungsplanentwurf In der Fassung vom
Januar 2020 von der Ausweisung einer Streuobstwlese zugunsten einer „Öffentli
chen Grünfläche - Spielplatz" abgesehen wird und der bisher Im Planentwurf In der
Fassung der Trägeranhörung vorgesehene Spielplatzstandort Im Hinblick auf die be
stehende Nachfrage nach geeigneten Wohnbauflächen nunmehr für eine Wohnbe
bauung vorgesehen wird.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) i.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen

13 Dränageverband Semd, Groß-Umstadt Stellungnahme vom 14.02.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

ig
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<kSf IllhrkK'ktf:

!  f i I i

Zu 13.1

13.1

Erläuterung:

Siehe Pkt. 4.14 dieser Vorlage

Beschlussvorschlag:
Die Stellungnahme des Dränageverbandes Semd im Zusammenhang mit dem Umle-
gungsverfahren für das Plangebiet des Bebauungsplanes „Buschweg" im Stadtteil
Semd wird zur Kenntnis genommen. Vor dem Hintergrund der vorliegenden Daten ist
jedodi davon auszugehen, dass die Funktionsfähigkeit des Netzes für die nach der
der Bebauung des Piangebietes verbleibenden iandwirtschaftiichen Flächen weiter
hin durch Anpassung des Netzes und ggf. ergänzende bauliche Maßnahmen ge
währleistet werden kann.
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teil C Stellungnahmen nach § 4 (2) I.V.m. 13b BauGB mit Anregungeri öder Hlhwelsen

14
BUND, DGWV, HGON, NABU, Schutzgemeinschaft Deutscher
Wald, Botanische Vereinigung für Naturschutz, Groß-Umstadt

Stellungnahme vom 30.03.2019

Stellungnahme/Anregung Beschlussfassung

Sehr {tcuhiio Dunum ii|«i ili;rrcii.

•Auch ivo.nn kfcr <iic riStlK. . ,.Wohn{wull«dict5. pcpiniu"
tInrMcllt, .SO hi« Ji? [«iiKlcsi.'inotiiip limt:!» Atisnvistuig divficr j;imi.\,vinsvdi;inHi;h womolj'tii nOt'ei)
als ..Vwlx.-iiiih.-'yclncl für die I-aiiJ\v!it>.diair sie lip^iirim^icli für ilie I aiKlu-irisiilmli «."ilwUeiv
Wolfen, rX'on eines i-'it .iitilMixtriilen: i-.v hiinddl sieh um ini-sv..ispmt:liftii «olo n/ijen. ,'\niiesii.-las
cicssL'o I^fcornini; das '/.kl dei' lfiiiK'ci.ix:}.'ici'tmj! hc.sontkno Ücdciitiiny. dun I.itx!onvt'riiraudi Iiis 7tim
Jahi' 2<C() smr2(> hn pro t".ig zu senke«, f lir sSsc biiidf hiclio das. snaisam iviii dorn
Rodciiveibr.idi''..i!ir^i.iL'i;hcii.

Diesoi« Zid Jiai sich die Madt teeits im .(aiiiv 2i«'il in ihrciri Ksimnuinolen.lfiimlliin^sprotjraiifiiv
vcrpflichtttt; ■"Woiiii- <jc\vcrhe- imsi Vcfkehrslluciieii vvcidt-n ss' v,-önig' Döden
vcihfiiiiirhi wird, dnmil tiriditolptini^on {.icnendioncn ein «oiwiekloogiifainVer CK\sliiliiitii,;ss{iiclraHni
crliahen Tueibi.

Wen« die lieidmiio« Wohnooltcilcn Ja/ die L'-J«ci)enhvicWu.i'j' von SeEHÜ'Vüniesciicn <inii.Aldil dcji
ifk- l-ijiitCi UV wddicnv /.cidusuri «iil Jcni Bcdan .tkV voriiqKmdeh l'kiiiunst zu rccline» üd: Zur.
}«n-sdininkimti derv liodtnvcfnrtiiiches wdre zu lordern. tkn Dchniitini'fiplnn as/f die in absdilvuvr

./etf «otwciuligen Woluieirihüiic» z.ii Ivsdirankcn.
•Dill voriicticiul«.- J^iuiuni« p?imi:«iu;h:t>i^iieni.'.cn MaO-sStiKni und kis>i..u{«xi.lx:i der (irijiklsHick.s|iri'>ßc
das Zief. .sp/irs«m mii dem .Verbrauch vori IkKien miiziicdicn. «ichl ei-keniien.
t.inC'Z.%vcij:i*sclK)ssii.'i'-Uelniiiunu im ('.ivbiut I wie üiith i« (.nob-l.nnsUKit wtlrdc c-tncr ivcssEtcn
.\usiui'./.uni.' dcsjiocliwctlijtcn Biulcivs dicoc« iiiid st ilti. Je i «. .vizl wxiiden. Imiic .Anpüssim;.'. »n dio
vtivhandcncit Xirtiktvircn wird diiien die i^cstaltcnschcn imo jinmordnenschcti- le-slscfzmiiicn.
crrennl. Dn.s propnoMtzierie V ci kehrsnnlkoninu-n duri einer dieiifcrcn Bebiiutmu nicht
Cl!lUtf(iCilSKi!C«.

üie Vcfurolvaini.' tici" Vcrhnnisriis s\eH»"o!!cr !3tid'Airlsuiv.iftln:hor Flikiic •z.ii<iiinsie« ciiie.s
Ausjileicfis nach Ntilufscfiiit/cesctz. ist «n dicwr Stelle SonirapiiKiukiiw Ohne. Vcmelznnji iviii
vorhiiiidaicii .SiuikUircn ist der oktdoioscbe V cii der uciiuuiicn Sovitobstvviesc ftlarh'vinpesclij-äiiki
uncluIcK-hr nur aul dem Papier den i'-mprifl aas. .Vbüv.^jn^üeo davori, wird der Ausuleidii erst in'

•»idirciviv.'iihr/diiilcn inid nur bei ihujvHwlttir ihiepo cticiclit. .Zu loidern w^rc sin .Ätispldelh dtr
«.im: laiisaelii.fciic iiKöln^isdic .IJciciclicriuii! darslellL etwa ein S«k2ts.s?i)n.*<stri.'lfcn yiiiiaii^
•vorii;«idener.Micbi.'.ewj1S<er.

ipliehe RelenlimisH/ichc. »bieii I nnkiiiin hl .ziem lieh ebunom (iefiin-fe nicluDas Uli; tmeh für die.«
nachvullzjehlwr i.st.

Die .Siudi <Tmb-t'nisiailt bal .sich .sciid» \pr.lohzdhi)leri uK nriimli'hind-Sjjfjt de« Khiiiasdiiit/. aD
/ad ueselzl. 1« dem riebauuii,«:!p)iin v^irJ dnhcrdic Oplmticruii^ der l-.ucrmeao.MluV/iiiip durch c/hcn
.AjischUisszwaiiy.an ein Bl()ckhc|z.kra|hverk vennisst. das clwa_d« l.-.nürj.uedieiisl)ciSlt;r K-ueihen
konnie. .Neben dcm Uinwciiasp'ckt liilüeri.uueh (im zxilnytugc» IMuhcire» civien Vorfed durch die
xtiiipespiiiicii kosfoii lurilen kaurnnd de« IJehicb einer Hei/iinhipq
Die obiiicn Watui'schiäi'zvcili^nfie könne« 'duhcr dciiv Bebniiunj/.splail i« der vorlici-cndc« i-'orin nicJil
z.iisiiDsinen.

14.1

14.2

I  14.3

14.4

Zu 14.1
Erläuterung:
Zu dem Themenbereich der Inanspruchnahme landwirtschaftlich! wertvoller Böden,
des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sovwe zu Dichtewerten wird auf die
Punkte 4.10 und 4.11 dieser Vorlage verwiesen werden.

Beschlussvorschlag:
Die Anregung der Naturschutzvereinigungen, eine zweigeschossige Bebauung für
das Gebiet 1 planungsrechtlich zu ermöglichen, wurde in dem vorliegenden Bebau
ungsplanentwurf vom Januar 2020 dahingehend Rechnung gelragen, als am nördli
chen und östlichen Ortsrand zukünftig auch eine zweigeschossige Bebauung pla
nungsrechtlich ennögllcht wird. Mit Blic:k auf die unmittelbare Nachbarschaft zur ein
geschossigen Bebauung Fasanenring vifl'rd für diesen Bereich der geplanten Bebau
ung nördlich unmittelbar angrenzend an die Bebauung Fasanenring eine einge
schossige Bebauung weitertiin planungsrechtlich vergegeben.

Bezüglich der Ausführungen der Naturschutzvereinigungen zu den Themenberei
chen. Inanspruchnahme landwirtschaftlich wertvoller Böden, des sparsamen Um
gangs mit Grund und Boden sowie reglonalplanerischer Dichtewerte auf die ent
sprechenden Beschlüsse zur Stellungnahme des Kreisausschusses des Kreises
Darmstadt-Dleburg verwiesen.

Zu 14.2
Erläuterung:
Von der ursprünglich im Planentwurf der in der Fassung derTrägeranhörung vorge
sehenen Streuobstwiese wird in der vorliegenden Planung abgesehen. Da ein Aus
gleichserfordernis im Zusammenhang mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes
nach § 13b BauGB nicht gegeben Ist, erübrigt sich auch ein weitergehender Aus
gleich etwa in Form der angeregten Sukzessionsstreifen entlang vorhandener Fließ
gewässer.

Beschlussvorschlag:
Bezüglich Ihrer Ausführungen zur Planung einer Streuobstwiese werden die Natur-
schutzvereinigungen dahingehend Informiert, dass der vorliegende Planentwurf vom
Januar 2020 von der Planung einer entsprechenden Streuobstwiese absieht. An de
ren Stelle ist nunmehr die Errichtung einer öffentlichen Grünfläche - Spielplatz

{Fortsetzung von Pkt. 14.2 siehe nächste Seite)
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Bebauungsplan „Buschweg"

Teile Stellungnahmen nach § 4 (2) I.V.m. 13b BauGB mit Anregungen oder Hinweisen

14
BUND, DGWV, HGON, NABU, Schutzgemeinschaft Deutscher
Wald, Botanische Vereinigung für Naturschutz, Groß-umstadt

Stellungnahme vom 30.03.2019

Stellungnahme/ Anregung Beschlussfassung

Sehr ccclinü l.}amcii iiiiti llcrrcn.

Auch svcim der rif5clx:hnm7ii»iisp!nfl .lic vffijcsfUeiu- l-ladK ftls ..VVoliiihiuilllichch.
darsiclU. «I bat «.Uc Unkk-s-ijUnniHg tlorci» Aiiiuvisiinß dieser landwinsichulllich wcnvislK:« nfidcH
Iiis ..Vsirljebajlsyebiti Ittr die LiiiJuiitsdiufl" sie uisfirOiittMcU Tfir liit iaiKlwinscliuit erhüben
wollen. Denn eines ist iml^siriitent Iis honücll sieh um iui'siie'vpmchen hoden. Auucsiuhis
dessen bckonnni das ̂.icl der huiJdef;i;;e.icaiiu' besondere Utfdemuny..i1c«i IbKlchvcrhriUich .Ws zum
.Jahr 2(C(! tiur -dV Im pro T.iu 7ii scnkL-n, l-iV die Stach luefkt Otis, spnnianv mit dem
i-Uiikuveibrucii iiincugehCO.

Oietwt) Ziel liiu sieb die Stadl ,,b«eiis im Jahw ?.OÜl in ihrem KoinrmirMltfii llnmliimgsprogninmv
verpfJiclitetr; "SVolm- Cieweii*?-, und Verkehi^llÜchsn werden .so gepfai». Otwi nüt wenip^ Iknlen
vcrliriuicbt wii-ii. duniil nciehrbUjcnden t.ienemtioneit ein coiwieklunjisdtSiiger Geslalluitp.5.<;pieimun)
«Imhcii b'cihf."

Wenn Ute gephintvn \S^olujcjol«:i'en Hir die bigeijeiHw'jeUune von ScinU vorgesehen sind, .stellt duii
die l-ritixe. in .wvlcheni.ZA'Ilomiii mtl Ucm Bed.hT der vnt5ie|:dideh Pianunj^ /n recÜrieit ist. Zur
Riascliiilhkunj? des; liodenvcrt-nniches vviire /.o Ibrdcm. den lieltiiuung.spiEin :ini-div in lihselibmvc
/eil naiwendi!,',civAVohneinheiieiv/u.hcschrJtnt'.en.

!)!c vorticiteinU- )'J;iniin!/. pjäiit "iicb bisherigen Mat^s^3^v^!^ und eiu-si bei der OnimlsUtekswößc
das Ziel, spiirsmn mit tkni \'i-ibrimcb von i\c«ivii »jni/.iij;etii:n. ttirbl crkenrieii.

K'irte zvvet^te.>*d>a>iSi}jc Helxiuimy-im OeWvl I wie aueh in Gml-U imscutil, wilrdc einer hesscjen
.\usnur/unt' des lu>cliovnigen Ik'-dcns dietK-n u.nd sollle lesipeset/l Idiic .\n|s;issiing au die
vorhiimleneii Struknjrt-n wird 'duivh die gesiaiierischen und t-rünordiierisohcrt l estscUuiigc»
envichl. D.ns p»spiui.sil/.iciic Verkt-hrstiuikomnieii tlaif tiner jiehtciv» Bcbuium!.;. iiichi
ciitgcgcit-Stclicn.

Die- VergrölWnm!; der Vcrhiiiuclis su-rteolier l-iiulwirtstthaniither. F'iiviie v.ugiinsiun eniixs
Au.'^gleicHs nach .Ktilfirschni/goseiv; ist an .dlcü-r Sielh: koutitipmchilaiv; Ohne.-Vcrnet/jing mii
voTbimdriieij .Smikiuren ist der ökhjoglsdie- Wcil der gcplunltii Streuohswic«: stark cingüseliränkt
und 'glyiclif nur mil' dem Papier, den i'dngriff aus. Ahgcsclieii davon, wiivl »ler Aiinii-ieicb mv in
mehrcivo Jahrzfilmteii und mir hei dauerhaner i'ikpe enolcbt. Zu tordern vv-'ire ein Ausgicieii. der
eine intsiicliliche ökoiopisfhu. I.Ureielieruiig darviclli, cicwi ein Sak/cssion«siricifcii eotlaii};
\ orharulcncr riiedgevv:i)53ci.

Das jidt aiidi Hir die mbitlkbu Ueieniionstläche, dt-ron i-miktion iu zieinlich cbcnens Uc.liinde nicht
»achvoilziehisctr ist.

Die Stadl Clrcsb-UinOniit Ithl .sich schon vor Jalii/^luiteii iils rtnimJllimd-Sludt den Klimaschuiz, lil.s'

Ziel gyseizi..ln Utnii Bchaiiuiip.s|i!un wird daher die (>ptiniicriinj! der l'.ncrpeaitjmn'/uiiKiliifcb einen
AnsciilussWimp .111 ein BloekheWcraruverk vennlsst. das etwa ein bn'crgicdienslicitiler iseiteiKm
kdniiie-.. Kebcn tlciii l.tni'wollaspckf liiiltcn auch die zukfiht'tigcn Ikinhcrrcn einen Voiicil rluieli liic
dngesptinen Kosten itlrdco Kaiirund den Beirtdi einer llci/anlapc.

I!)ie ob!gcivbiatiirschiii/vci;h.1nrie kdimen daher dem Bchmiuns.splan in dcr vrirlleyriiden l iirn« «iclii
zusli.iurtoi.

14.1

14.2

14.3

14.4

(Fortsetzung von Pkt. 14.2)
planungsrechtlich vorgesehen. Anstelle der ursprünglich im Planentwurf In der Fas
sung der Anhörung der Träger öffentlicher Belange geplante Spielplatzfläche im
Nordwesten des Piangebletes erfolgt eine Überplanung als Wohnbaufläche, um der
bestehenden Nachfragesituation nach geeigneten Wohnraum Rechnung tragen zu
können.

Zu 14.3

Erläuterung:
Siehe Pkt. 4.2 und 7.2 dieser Vortage
Ein Ausgleich ist bauplanungsrechtilch nicht erforderlich. Im Bebauungsplan erfolgt
jedoch eine Festsetzung zur Begrünung der Flächen, die auch eine Begrünung ei
nes geschlossenen Rückhaltebeckens miteinschließt. So Ist auf der Fläche die An
saat mit einer Wildblumenmischung (z.B. gemäß Vorschlagsliste 2) vorzunehmen
und im Bestand zu unterhalten.

Beschlussvorschlag:
Die Ausführungen der Naturschutzvereinigungen zur Anlage einer Retentionsfläche
werden zur Kenntnis genommen. Zur Entwässerung des Neubaugebietes Ist diese
Retentionsfläche erforderlich, um eine geordnete Entwässerung sicherzustellen.
Ein Erfordemis eines externen Ausgleichs für die durch die geplante Rückhaltean
lage in Anspruch genommene Fläche wird nicht gesehen, da die getroffenen grün-
ordnerischen Festsetzungen eine ausreichende Begrünung der Flächen sowie der
Rückhalteanlagen zukünftig sicherstellen und somit gegenüber der intensiven acker
baulichen Nutzung eher eine Aufwertung der Flächen darstellt.

Zu 14.4

Erläuterung:
Es handelt sich bei dem vorliegenden Bebauungsplan um eine Planung von über
wiegend Einzel- und Doppelhäusem für einzelne Bauherm, so dass eine individuelle
Bauausführung unter Berücksichtigung der EnEV erfolgt. Die Em'chlung eines
Blockheizkraftwerkes etwa durch einen Bauträger ist nicht vorgesehen.

Beschlussvorschlag:
Die Anregung zur Festsetzung eines Anschlusszwangs an ein Blockheizkraftwerk
führt zu keiner Änderung der Planung. So wird in diesem kleinflächigen Neubauge
biet, das im Wesentlichen durch eine klassische, individuelle Elnzelhausbebauung
mit Wohngebäuden charakterisiert Ist, kein Erfordernis gesehen, die jeweiligen
Grundstückseigentümer dazu zu zwingen, ihr Gebäude an ein Blockheizkraftwerk
anzuschließen. Da zudem auch die individuellen Bauausführnngen die entsprechen
den Regelungen der EnEV zu berücksichtigen haben, kann auch ohne Festsetzung
eines Anschlusszwanges I.S. d. § 9 Abs.1 Nr. 23 b BauGB dem Klimaschutz ausrei
chend Rechnung getragen werden.
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Vorberatung

Stadtverordnetenversammlung Entscheidung

Bebauungsplan "Buschweg" im Stadtteil Semd - Beschluss über die
öffentliche Auslegung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die öffentliche Auslegung des Bauleitplanentwurfes
„Buschweg" im Stadtteil Semd nebst Begründung gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634).

Grundlage dieses Beschlusses sind der Entwurf vom Januar 2020 und die Beschlüsse über die
eingegangenen Stellungnahmen der Behörden.

Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wird
gemäß 13b i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr.1 i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr.1 BauGB abgesehen.

Das Plangebiet des Bebauungsplanes umfasst einerseits Flächen nördlich des Stadtteiles Semd
(Teilplanes A) mit den hier geplanten Bauflächen sowie die aus Gründen des Artenschutzes
erforderlichen Flächen in der Gemarkung Groß-Umstadt (Teilplan B).

Die Flächen des Teilplanes A erstrecken sich nördlich der verlängerten Straße Buschweg im Stadtteil
Semd, wobei das Plangebiet hier jeweils teilweise die Flurstücke Gemarkung Semd Flur 28 Nr. 250,
251, 252, 253 und 255/2 umfasst sowie das vollständige Flurstück Nr. 246.

Teilplan B umfasst das Flurstück Gemarkung Groß-Umstadt Flur 17 Nr. 59.

Die genauen Abgrenzungen der räumlichen Geltungsbereiche können den nachfolgenden Karten
entnommen werden.
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Teilplan A

Flur 23 /
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Teilplan B

Flur 17

Flur 16

Beabsichtigte Planung:
Es sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Wohnbebauung samt Kinderspielplatz
zur Deckung der Nachfrage nach Wohnbauland geschaffen werden.
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Begründung:

Nachdem über die Stellungnahmen der Behörden aus der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB
sowie die Stellungnahmen der Naturschutzvereinigungen beschlossen worden ist, kann der
Beschiuss über die öffentliche Auslegung gefasst werden.

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13b BauGB aufgestellt, da die
Voraussetzungen hierfür, einer Grundfläche im Sinne des § 13 a Absatz 1 Satz2 BauGB von weniger
als 10.000 m^, die Begründung von Wohnnutzungen sowie der Anschluss an im Zusammenhang
bebaute Ortsteile, erfüllt werden.

Hinweis zur Beteiligung des Ortsbeirates Umstadt

Teilplan B befindet sich in der Groß-Umstädter Gemarkung. Hierbei handelt es sich um ein
städtisches Grundstück. Eine Abstimmung mit zwei Landwirten über die Modalitäten zur Umsetzung
der erforderlichen Maßnahmen für den artenschutzrechtlichen Ausgleich hat bereits stattgefunden.
Auf dieser Grundlage wurden entsprechende Pflegeverträge ausgearbeitet, die bereits von der Stadt
unterschrieben sind.

Der Planentwurf, die Begründung sowie die darin erwähnten Anlagen sind in Session der Vorlage
beigefügt.


